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ZwecRmöBi$e Hilfsmittel für die üeriuiiltunjs-
:: prnyis der neuen KranKenuersichernnt::

Immerwährender Kalender für die Reichsversicherung
Der Kalender ist — zweiseitig — auf Pappe gezogen; er gibt bei jedem Tage

jeden Fristablauf an. Der Kalender vermeidet Irrtümer und erspart Zeit

,£r bildet dadurch für die Unfall- und Krankenversicherung ein

praktisches Hilfsmittel für die Fristenberechnung." („Arbeiter-Versorgung.")

Preis 1 Merk zuzüglich 30 Pf. Versandkosten.

Hochs Reichsversicherungsordnung ¦¦¦¦¦¦¦¦¦¦

Handausgabe mit ausführlichen Erläuterungen und Sachregister. Dritte

durchgesehene Ausgabe. 814 Seiten. Biegsam gebunden 6 Mark.

„Diese Ausgabe ist sehr geeignet, schnell und zuverlässig über die Be¬

stimmungen des neuen Gesetzes zu unterrichten. ... Die Ausgabe wird sich also

für den täglichen Gebrauch sehr nützlich erweisen." („Arbeiter-Versorgung.")

„Daß die Hoch'sche RVO. in rascher Reihenfolge schon in ///. Auflage

herauskommt, ist ein Beweis dafür, wie sehr sie dem Bedürfnis entgegen¬

gekommen ist..." („Correspondenzblatt")

Anlagenband zu Hochs Reichsversicherungsordnung
Obersichtliche, nach den Büchern der RVO. geordnete Sammlung der wichtigen
behördlichen Ausführungsbestimmungen zu allen Büchern der RVO. — Bei

der Fülle der ergangenen Ausführungsbestimmungen für Sie Praxis

unentbehrlich. Preis broschiert 3 Merk.

„Das (die besondere Ordnung nach Buchern) ist sehrpraktisch, weü aufdiese

Art immer das zusammengehörige Material zusammenkommt ...Zu loben ist auch,

daß auch die älteren Ausführungsverordnungen, soweit sie Gültigkeit behalten,

mit aufgeführt worden sind. Das Bach ist zu empfehlen." („Correspondenzblatt")

Sämtliche Schriften sind zu beziehen beim Verlag:

UerlngsDuehhaniflung cm Giebel, Berlin 0 27, DircksensM 4.
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Wir suchen fflr SeM einen

Reeftflunssflurer
nicht unter 25 Jahre alt und mit

allen Kassenverhältnissen ver¬

traut Anfangsgehalt 2000 Mk.,

in 14 Jahren auf 3000 Mk. steigend.

Dienstjahre werden vielleicht an¬

gerechnet Ausführikhe Gesuche

sind an den Vorsitzenden Herrn

Gustav Werner. Ro&weinerstra&e 4. zu

richten. [»'*

Allgemeine Ortskranken¬

kasse Dübele, Sa.

Jünter Beamter
Im Krankenkassenwesen durchaus

vertraut, zum sofortIgen An¬

tritt gesucht. Anfangsgehalt 1560

Mark, staflelmafilges Aufrücken bis

2325 Mark. Gesuche mit Lebens¬

lauf und Zeugnisabschriften an die

Alleem. Ortskrsnkankasse

fSr See Stadtkreis Zeitz.

offeriert den Mitgliedern des

V. d. B. D. mit 11 Pros. Rabatt

ansss frei Ins Hans =

Batunschtüenweg nur Dienstag u. Freitag
Neukölln and Treptow tlgUcb

Friedrich Dflumler
UedbrotbSekerel [4M

Neukölln, Steinmetzatr. 111.

C Strey, 0g*«.
Berlin. GrQner Wqq 94*

Ckffrsnt für Krankenkifltn.

6. Braekow, Optiker, Berlin
N., Fiisdiichsu. 130, s. d. Ksrtstrsfle

SW
. UndtoiU 70. Nlbe Jerusalem Kircbt

W. Manlo-Lothier-Straft« %

Kostenlose Augenuntspsuchunf.
laieferent simtl. Kranbenksssen.

C. SCHUBERT
Optiker und Bandaglst

Neukölln. Bergstrafte 148

Ueteraai sämtlicher Kranken!aeaea

A.E.LANGE
Bandaglst :: Optiker
Berlin,Brunnenstr.167
Lieft» t •aantlleker

nnd

eine OrtxiunteBtase för an Bezirk

ingiamtü de Kreis« Oittnwlltnid (i

Zum baldigen Antritt werden gesucht:

Ein im Kossenoesen erfahrener Beamter
welcher in der Lage ist. den Gescnflftsfölirer in vertreten.

Anfangsgehalt 1700 Mk., steigend in 14 Jahren auf 2550Mk.

Zwei Beamte
mit einem Anfangsgehalt von 1550 Mk., steigend in

14 Jahren auf 2325 Mk. Dienstjahre in ähnlicher Stellung
können bei Festsetzung des Gehaltes mit angerechnet
werden. Meldungen werden bis 20. April d. J. erbeten

an den Vorsitzenden Maurermeister E. Kellennann,
Nauen, Chausseestraße 64.

Für die Leitung der Geschäfte der Allgemeinen
Ortskrankenkasse (ör den Bezirk des Königlichen
Versicherungsamtes des Kreises Osthavelland

(ca. 11000 Mitglieder) wird ein erfahrener

Geschäftsführer
zum baldigen Antritt gesucht. Gehalt 1800 Mk., steigend
bis 4200 Mk., und 450 Mk. Wohnungsgeldzuschuß. Dienst¬

jahre in ähnlicher Stellung können bei der Festsetzung
des Gehaltes eventl. mit angerechnet werden. Meldungen
bis zum 18. April d. J. erbeten an den Vorsitzenden

Maurermeister E. Kellermann, Nauen, Chausseestr. 64.

Allgemeine Ortskrankenkasse Jena

Wir suchen einen auf dem Gebiete der Kranken¬

versicherung vorgebildeten, insbesondere mit dem

Kassen- und Rechnungswesen vertrauten M8]

Gehilfen
Antritt möglichst schon zum 1. Mal*

Geeignete Bewerber wollen sich umgehend mit Zeugnissen
und Gehaltsansprüchen melden. Der Vorstand*

Vereinigte Ortskrankenkasse der Handwerker, Cöln

.t»l

Wir suchen zum baldigen Eintritt p69

zwei Bureauangestellte
die mit der sozialpolitischen Gesetzgebung vertraut

sein müssen und von welchen einer ein flotter Ma¬
schinenschreiber und Stenographist sein muß. —

Bevorzugt werden solche, die mit Erfolg bei einer
Krankenkasse bisher tätig waren. — Dem Gesuch

ist ein selbstgeschriebener und selbstverfaßter Lebens¬

lauf, Zeugnisse und Bescheinigungen über frühere Dienst¬

stellungen, ein ärztliches Gutachten über den Gesundheits¬

zustand, die Militärpapiere und eine Erklärung, daß der

Bewerber sich in geordneten Verhältnissen befindet, bei¬

zufügen. Offerten sind bis zum 20. April 1914 an den

vorstand zu richten. par Vorstand.
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Inhfllt • ^as nreunische Disziplinargesetz gegen die Kassenbeamten. II. — Die Peusions- und I'nfallfürsorge der wärttem-
llinan. bergischen Korperschaftsbeamten. II. — Wochenhilfe. I. — Verwaltung (Erlaß des preuß. Handelsministers,
des Landwirtschaftsministers und des Ministers des Innern vom 24. März 11*14. — Rundschreiben des Reichsversicherungsamts
vom 3. November 1913. — Erlaß des preuß. Handelsministers vom 17. Februar 1914 (Fortsetzung). — Rundschreiben des preuß.
Mandelsministers vom 20. März 1914. — Krankenhauspflege für erwerbsfähige Dienstboten). — Rechtsprechung. — Sozial-

«'hronik. — Beantwortung von Anfragen.

Das preußische Disziplinargesetz gegen die Kassenbeamten
Von Rechtsanwalt Dr. Oskar Cohn.

II.*)

In dem ersten Artikel habe ich den Grund¬

satz wiedergegeben, der nach der feststehenden

Rechtsprechung der Disziplinargerichte die Stellung
des Beamten zu den politischen Parteien des

Landes beherrschen soll. Auf diesem Grundsatz,
„daß der Beamte für die Bestrebungen von

Parteien, die die Grundlage der bestehenden

Rechts- und Staatsordnung bekämpfen, nicht

bewußterweise förderlich eintreten oder sich in

demonstrativer Weise öffentlich als deren An¬

hänger bekennen darf,"
beruhen zum Beispiel die Entscheidungen des

Oberverwaltungsgerichts vom 20. Dezember 1886

(Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts
Bd. 14, S. 406), vom 29. Januar 1897 (Ministerial¬
blatt für die gesamte innere Verwaltung 1897 S. 92),
vom 11. April 1899 (Ministerialblatt für die ge¬
samte innere Verwaltung 1899 S. 84). Man ver¬

gleiche auch J. Bochmann: „Rechsgrundsätze aus

den in der öffentlichen Sammlung der Ent¬

scheidungen des Oberverwaltungsgerichts nicht

veröffentlichten Entscheidungen dieses Gerichts¬

hofes für 1888—1891u S. 596 597.

Welche Parteien die Grundlage der be¬

stehenden Rechts- und Staatsordnung bekämpfen,
hat nach der Meinung der Disziplinarbehörden
selbstverständlich nicht der Beamte, sondern in

letzter Linie die Behörde zu entscheiden. Die

politische Geschichte der letzten 50 Jahre zeigt,
wie die Staatsverwaltung geneigt ist, je nach

ihrem wechselnden politischen Bedürfnis den Be¬

griff der Staats- oder Reichsfeindschaft auf die

verschiedensten Parteien anzuwenden. In den

60 er Jahren des 19. Jahrhunderts sind parla¬
mentarische Vertreter der Fortschrittspartei, zum

Beispiel eine Anzahl Richter, im Wege des Dis¬

ziplinarverfahrens aus dem Amte entfernt worden.

Noch im Jahre 1867 ist ein hoher Richter, der

Appellationsgerichtspräsident von Kirchmann, der

allerdings schon 1848 im preußischen konstitu¬

ierenden Landtag auf dem linken Flügel saß und

nachher Mitglied und parlamentarischer Vertreter

der Fortschrittspartei war, wegen eines Vortrages
#

*) Vergl. den ersten Artikel in Nr. 6 der

„Volkstum!. Zeitschr.44 vom 15. März 1914.

über die Lehre des Malthus von der Notwendig¬
keit der Geburteneinschränkung seines Amtes

entsetzt worden. In den 70 er Jahren teilte das

Zentrum mit der Fortschrittspartei das Schicksal,
dem Reichskanzler Fürst Bismarck und der offi¬

ziösen und „nationalen44 Preßmeute als „Reichs¬
feind44 zu gelten oder wenigstens dafür aus¬

geschrieen zu werden. Schon im ersten Artikel

habe ich einige von den Fällen erwähnt, wo

Sozialdemokraten in ihren durch Wahl erlangten
Gemeindeämtern nicht bestätigt oder früher Be¬

stätigte wegen ihrer politischen Betätigung als

Sozialdemokraten aus den Ämtern entfernt worden

sind. Je mehr sozialdemokratische Vertreter in

die Gemeindevertretungen und in die parlamen¬
tarischen Körperschaften eindringen, desto häufiger
werden diese Fälle werden. Daß auch die

preußischen Polen und die Handvoll preußische
oder staatlose Dänen zu den Reichsfeinden ge¬
rechnet werden, für die der Kassenbeamte nicht

eintreten dürfe, versteht sich unter dem jetzigen
„nationalen Kurs44 von selbst. Und da Preußen

nun auch in Elsaß-Lothringen endgültig Trumpf
geworden ist, werden selbstverständlich auch die

Autonomiebestrebungen im Reichslande, und

mögen sie sich noch so sorgsam auf gesetzlichem
Boden halten, über kurz oder lang in die Ehren¬

stellung der „Reichsfeindschaft44 erhoben, die Teil¬

nahme daran auch für Kassenbeamte als Grund

zur disziplinaren Bestrafung und Absetzung ver¬

wertet werden; vorausgesetzt natürlich, daß eine

dem preußischen Erlaß vom 18. Februar 1914 ent¬

sprechende Vorschrift für die Kassenbeamten im

Reichslande eingeführt wird.

Die „bewußte Förderung44 staatsfeindlicher

Parteien ist dem Beamten nach der Rechtsprechung
der Disziplinargerichte verboten. Was kann

darunter alles verstanden werden?! Vielleicht

genügt auch schon der Besuch einer sozialdemo¬

kratischen, polnischen, dänischen Versammlung,
geschweige denn die Teilnahme an der Diskussion

in einer solchen Versammlung, vielleicht genügt
auch schon das Abonnement einer sozialdemo¬

kratischen Zeitung oder Zeitschrift; ja den Dis¬

ziplinarbehörden wird es vielleicht sogar aus¬

reichen, wenn der heranwachsende Sohn oder die
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junge Tochter des Kassenbeamten die „Arbeiter-

Jugend4- im Hause liest; nicht gar so selten sind

die Versuche der Disziplinarbehörden. Beamte

oder Militärporsoncn auch für das Verhalten ihrer

Familienmitglieder disziplinarisch verantwortlich

zu machen.

Es besteht nach der Rechtsprechung die

Möglichkeit und wahrscheinlich besteht bei

den parlamentarischen und den ministeriellen Ur¬

hebern des disziplinaren Zwanges gegen Kassen¬

beamte auch die Absicht die Kassenbeamten

auch wegen des „disziplinwidrigen44 Verhaltens,

das sie vor der Anstellung auf politischem Ge¬

biete betätigt haben, jetzt nachträglich zur dis¬

ziplinaren Verantwortung zu ziehen. Das Ober¬

verwaltungsgericht freilich verneint bisher in

ständiger Praxis die Frage, ob ein Beamter auch

wegen einer solchen Handlung einem Disziplinar¬
verfahren unterworfen und bestraft werden kann,

die er vor Erlangung der Beamteneigenschaft be¬

gangen hat (vergl. z. B. Entscheidung des Ober¬

verwaltungsgerichts Bd. 22 S. 423). Das Staats¬

ministerium als Disziplinarbehörde, also das aus

den einzelnen Ministern bestehende Kollegium, be¬

jaht diese Frage, wie Paul von Rheinbaben, vor¬

tragender Rat beim Königlichen Staatsministerium

in seinem Buche „Die preußischen Disziplinar¬
gesetze44 Berlin 1904, Verlag von Franz Vahlen, an

der Hand sonst nicht veröffentlichter Disziplinar¬
entscheidungen des Staatsministeriums nachweist.

Das Staatsministerium stützt sich dabei auf eine

merkwürdige Auslegung des in meinem ersten

Artikel wiedergegebenen § 2 des Gesetzes vom

21. Juli 1852. Das Gesetz sagt, daß gegen einen

Beamten disziplinarisch eingeschritten werden

könne, der sich durch sein Vorhalten
. . . un¬

würdig zeigt. Aus der Wahl dieses Wortes und

aus der Unterlassung einer Wendung, wie etwa:

„der Beamte ist oder benimmt sich unwürdig44,
folgert das Staatsministerium, daß es nicht auf

den Zeitpunkt ankomme, wo die „unwürdige44,
disziplinarisch zu verfolgende Handlung vor sich

gehe, vielmehr auf den Zeitpunkt, wo diese

Handlung „sich zeige44, d. h. bekannt werde. Daraus

schließt das Staatsministerium weiter, daß die

Disziplinarbehörde nicht nur auf die Handlungen
des Beamten zu sehen habe, die er als solcher,
in und außer dem Amte, begangen habe, sondern

auch auf die Handlungen, Unterlassungen und

Tatsachen, die in die Zeit vor der Erlangung
der Beamteneigenschaft fallen, aber erst nachher

bekannt werden.

Allerdings steht das Oberverwaltungsgericht,
wie gesagt, auf einem andern Standpunkt, und
für die Dienstentlassung der Kassenbeamten ist
das Oberverwaltungsgericht die letzte Instanz,
das Staatsministerium aber gar nicht zuständig.
Aber wer bürgt dafür, daß das Oberverwaltungs¬
gericht an seiner Auffassung festhält? Die fort¬
schreitende Neigung dieses Gerichtshofes, die

politische Bestätigung auch der Gemeindebeamten
und der Gemeindevertreter einzuschränken, muß
den schlimmsten Besorgnissen Raum geben. Dies

sogar nicht nur gegenüber dem politischen Ver¬
halten der Kassenbeamten vor der Verleihung der

M'»amteneigenschaft. Der obenerwähnten Entschei¬
dung des Oberverwaltungsgerichts Bd. 22 S. 423

lag der Fall zugrunde, daß ein städtischer Steuer¬
erheber mehrere Jahre vor seiner Anstellung
wegen versuchten Betruges zu 6 Monaten Ge¬
fängnis und 1 Jahr Ehrverlust verurteilt, und
lediglich wegen dieser Tatsache, nicht wegen
schlechten Verhaltens im Amte, in I. Instanz zur

Dienstentlassung verurteilt worden war. Das

Oberverwaltungsgericht hat zwar diese Entschei¬

dung I. Instanz aufgehoben und dabei ausgeführt,
daß ein Disziplinarverfahren nur wegen „Dienst¬

vergehen,44 d. h. nur wegen der im § 2 des Ge¬

setzes vom 21. Juli 1852 bezeichneten Handlungen
eines Beamten stattfinden könne, der disziplina¬
risch zu bestrafende Beamte also die ange¬

fochtenen Handlungen in der Zeit seiner Be¬

amtenstellung begangen haben müsse. Aber es

ist doch eben nicht sicher, ob bei dem ausge¬

sprochenen Zwecke, der mit der Verleihung der

Beamteneigenschaft an Kassenangestellte ver¬

knüpft wird, diese mildere Auffassung des Ober¬

verwaltungsgerichtes bestehen bleiben wird.

Vielleicht werden bei der Einleitung eines Dis¬

ziplinarverfahrens gerade Tatsachen aus dem

bürgerlichen Vorleben des Kassenbeamten heraus¬

gesucht, um den politischen Zweck des Erlasses

vom 18. Februar 1914 und des jetzigen Gesetz¬

entwurfs zu erreichen, wenn man nämlich allein

aus der politischen Betätigung des Beamten her¬

aus den Zweck nicht erreichen kann. Wahr¬

scheinlich betrifft diese Erwägung nur eine kleine

Zahl von Fällen; aber die Möglichkeit besteht

doch, daß ein Kassenbeamter eine nicht auf po¬
litischem Gebiete liegende Vorstrafe erlitten und

durch jahrelange, gewissenhafte Arbeit einen

Makel getilgt hat, den ihm die Vorstrafe ange¬
heftet hatte. Meint doch sogar von Rheinbaben

in seinem oben erwähnten Buch, entgegen dem

Oberverwaltungsgericht, daß der Beamte eine

Pflicht zur Offenbarung seines Vorlebens, be¬

sonders einer beträchtlichen Vorstrafe habe,
wenn er „bei seiner Anstellung hätte voraus¬

sehen müssen, sie würde im Falle ihres Bekannt¬

werdens seine Anstellung verhindern.*1 Gewiß

will auch von Rheinbaben diese Pflicht nur deshalb

annehmen, weil in der Anstellung des Beamten

auch Teile einer vertraglichen Einigung zwischen

dem Anzustellenden und der Behörde liegen und

der „Vertragsschließende44 die Behörde nicht über

solche Umstände im Unklaren halten dürfte, die

für ihren Entschluß zur Anstellung wichtig sein

können. Diese Erwägung betrifft also sicherlich

nicht die jetzt vorhandenen Kassenangestellten,
die von dem Erlaß vom 18. Februar 1914 betroffen

werden; denn bei diesem Erlaß ist von einer

„vertraglichen Einigung44 mit den jetzt der

Beamtenpflicht überlieferten Kassenangestellten
nichts zu finden. Aber auch hier ist keine Sicherheit

dafür gegeben, daß sich auch nur die Auffassung
von Rheinbaben, geschweige denn die mildere de^

Oberverwaltungsgerichts, schließlich durchsetze.
Das Sprichwort sagt, daß immer ein Strick ge¬
funden wird, wenn jemand gehängt werden soll.

Die Disziplinarstrafen bestehen nach dem Ge¬
setz vom 21. Juli 1852 in Ordnungsstrafen und in

Entfernung aus dem Amte. Die Ordnungsstrafen
sind: Warnung, Verweis, Geldbuße (für untere

Beamte auch Arrest bis zu 8 Tagen); bei der Ent¬

fernung aus dem Amte unterscheidet das Gesetz

(§ 16) zwischen

1. der Dienstentlassung und
2. der Versetzung in ein anderes Amt von

gleichem Range, aber mit Gehaltsminderung.
Nr. 2 kommt nur bei unmittelbaren Staats¬

beamten zur Anwendung, nicht also bei Kassen¬

beamten; denn diesen sind in dem Erlaß vom

18. Februar 1914 die Rechte und die Pflichten der

Gemeindebeamten, also mittelbarer Staatsbeamten,
übertragen.

Das Recht, Geldbußen über Beamte zu ver¬

hängen, ist im Gesetz abgestuft nach dem Rang
der Vorgesetzten. Die Provinzialbehörden (Ober-
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Präsident, Provinzial-Schulkollegium usw.) dürfen

die ihnen untergeordneten Beamten mit Geld¬

strafe bis zu 90 Mk. belegen. Gegenüber den

Kassenbeamten ist aber im § 2 des Entwurfs

dieses Recht der Bestrafung bis zu 90 Mk. dem

Landrat, bei Kassen innerhalb eines gemeind¬
lichen Versicherungsamts dem Bürgermeister (Ge¬
meindevorsteher) eingeräumt. Auch Warnungen
und Verweise, als Disziplinarstrafen, darf der

Landrat und der Bürgermeister den Kassenbeamten

erteilen. Für diese drei Ordnungsstrafen,Warnung,
Verweis, Geldbuße, bedarf es keines förmlichen

Verfahrens. Ist aber die StrafVerfügung erlassen,
so hat der davon betroffene Kassenbeamte inner¬

halb zwei Wochen von der Kenntnis der Ver¬

fügung ab ein Beschwerderecht.

Über den Gang des Verfahrens soll in einem

dritten Artikel das Nötige gesagt werden.

Die Pensions- und Unfallfürsorge
württembergischen Körperschaftsbeamtender

Von H. Mattutat, Arbeitersekretär in Stuttgart.
II.

Noch etwas weiter als das Pensionsversiche-

rungsgesetz erstreckt sich der Wirkungskreis des

Unfallfürsorgegesetzes für Körperschaftsbeamte;
zwar handelt es sich hier im wesentlichen um

den gleichen Personenkreis wie dort, da aber für

die Versicherungsgrenze kein Gehaltsminimum

festgestellt wurde, kommen für die Unfallfürsorge
zahlreiche Angestellte in Betracht, die bei

der Pensionsversicherung ausgeschieden bleiben

mußten, wenn man nicht zu ganz unzulänglichen
Pensionssätzen kommen wollte. Der Unfall¬

fürsorge unterstehen alle im Körperschaftsdienst
gegen Gehalt, Taggeld oder Gebühren be¬

schäftigten Beamten und Unterbeamten. Im

Gegensatz zum Pensionsversicherungsgesetz, das

seine Fürsorge den durch Alter und Krankheit

dienstunfähig Gewordenen angedeihen läßt, tritt

die Unfallfürsorge nur für die Folgen von Dienst¬

unfällen ein. Die Bestimmungen des Gesetzes

sind verschiedentlich mit denen der RVO. über

die Unfallversicherung gleichlautend. So gelten
z. B. auch die Folgen von solchen Unfällen als

entschädigungspflichtig, die sich bei der Ver¬

richtung von häuslichen und anderen Diensten

ereignen, zu denen versicherte Personen von

ihren Vorgesetzten zugezogen werden. Dagegen
sieht der Art. 4 eine sehr wichtige Ausnahme in

der Richtung vor, daß auch Unfälle auf dem Wege
zum oder vom Dienst als Dienstunfälle gelten und ihre

Folgen entschädigt werden. Die RVO. hält bekanntlich

trotz aller dagegen vorgebrachten Bedenken daran

fest, die Unfälle der Arbeiter zur und von der

Arbeit entschädigungslos zu lassen und nur in

besonders gelegenen Fällen findet eine andere

Beurteilung statt.

An Leistungen gewährt die Unfallfürsorge
bei infolge Dienstunfall eintretender völliger
Dienstunfähigkeit ein Ruhegehalt in Höhe von

zwei Dritteln des jährlichen Diensteinkommens,
bei teilweiser Dienstunfähigkeit einen ent¬

sprechenden Teil des Diensteinkommens. Liegt
bei dem Verletzten als Folge des Unfalls Hilf¬

losigkeit vor, so kann für die Dauer der Hilflosig¬
keit der volle Gehalt gewährt werden. Hat der

Unfall den Tod zur Folge, so erhalten die Hinter¬

bliebenen, sofern ihnen nicht das Wartenachgehalt
für zwei Monate zusteht, ein Sterbegeld in Höhe

eines Monatsgehalts, mindestens also 50 M., ferner

eine Rente. Diese beträgt für die Witwe bis zu

ihrem Tode oder ihrer Wiederverheiratung ein

Fünftel des jährlichen Diensteinkommens des

Verstorbenen, mindestens aber 216 Mk., bei einer

invaliden Witwe mindestens 350 Mk. und nicht mehr als

3000 Mk. Die gleiche Entschädigung wird den

Kindern bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres
oder ihrer früheren Verheiratung gewährt, mit

der Einschränkung, dafi die Mindestrente auf 160 Mk.,
die Höchstrente auf 1600 Mk. festgesetzt ist. Für die

Verwandten aufsteigender Linie sowie für Enkel,
deren Lebensunterhalt ganz oder vorwiegend von

dem Verstorbenen bestritten worden ist, gelten
dieselben Entschädigungssätze. Übersteigen jedoch
die Renten drei Fünftel des Diensteinkommens,
so findet eine Kürzung der Renten bis zu diesem

Betrag statt. Nur für die invalide Witwe ist

unter allen Umständen eine Mindestrente von 350 Mk.

vorgesehen. Durch diese Kürzungsmöglichkeit
wird die Festsetzung der Mindestrente für die

nichtinvalide Witwe und die Kinder in vielen

Fällen illusorisch gemacht. Von sozialdemokra¬

tischer Seite wurde zwar auf diese Inkonsequenz
hingewiesen, leider aber ohne Erfolg. Verheiratet

sich die Witwe, so kann sie eine Abfindung in

Höhe von drei Fünfteln des Diensteinkommens

erhalten. Bei Diensteinkommen unter 1080 Mk.

kann als Abfindung der dreifache Betrag einer

Witwenrente gewährt werden.

Die Rentenberechnung erfolgt nach dem

Diensteinkommen und zwar bei den mit Pensions¬

berechtigung angestellten Beamten und Unter¬

beamten ohne Einschränkung. Für alle anderen

Angestellten kommt der 180O Mk. übersteigende
Teil des Einkommens nur zu einem Drittel

in Anrechnung. Erreicht das jährliche Dienst¬

einkommen nicht den dreihundertfachen Betrag
des Ortslohnes für Erwachsene über 21 Jahren,
so ist dieser Betrag der Berechnung zu Grunde

zu legen. Im übrigen wird in den Fällen, wo dies

geschehen kann, der Arbeitsverdienst ähnlicher

Personen in den gleichen oder ähnlichen Betrieben

für die Entschädigungsberechnung herangezogen.
Der Bezug der aus einem Dienstunfall ent¬

fallenden Entschädigung beginnt mit dem Weg¬
fall des Diensteinkommens, der Bezug der Hinter¬

bliebenenrente mit dem Wegfall des Sterbe¬

nachgehalts. Soweit der Verletzte auf Grund

gesetzlicher Verpflichtung einer Krankenkasse

angehört, wird die Unfallentschädigung um den

Betrag der von der Krankenkasse gewährten
Unterstützung gekürzt. Als Wert der ärztlichen

Behandlung und Versorgung mit Arznei und

Heilmitteln gilt die Hälfte des gesetzlichen
Mindestbetrags des Krankengelds. Ebenso geht
der Anspruch auf das Sterbegeld der Kranken¬

kasse bis zum Betrag des von der Unfallfürsorge-
bezahlten Sterbegeldes auf letztere über. Gehört

der Verletzte keiner Krankenkasse auf Grund der

Versicherungspflicht an, so sind ihm nach Wegfall
des Diensteinkommens die noch erwachsenden

Kosten der Krankenbehandlung zu ersetzen. Das

Gleiche kann auch bezüglich der vorher ent¬

standenen Heilbehandlungskosten geschehen.
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Nicht versichert sind die Stellvertreter und

Gehilfen von Körperschaftsbeamten, soweit deren

Anstellung nicht durch die Körperschaft selbst

erfolgte. Doch kann ihnen mit Genehmigung des

Ministeriums des Innern für erlittene Unfälle Ent¬

schädigung gewährt werden. Neben der ordent¬

lichen Entschädigung können mit ministerieller

Genehmigung Beamte für besonders mutvolles

Verhalten bei Kettung von Menschenleben oder

bei sonstigen für Leben und Gesundheit gefahr¬
vollen Handlungen eine einmalige oder dauernde

Entschädigung erhalten, wobei aber die laufen¬

den Gesamtbezüge des Verletzten sein Dienst¬

einkommen nicht übersteigen dürfen. Unter den

gleichen Voraussetzungen kann auch eine Er¬

höhung der Hinterbliebenenbezüge erfolgen.
Die Verwaltung der Unfallfürsorgekasse liegt

in den Händen des Verwaltungsrat der Pensions¬

kasse für Körperschaftsbeamte. Alle Unfälle sind,
soweit ihre Feststellung nicht von Amtswegen er¬

folgt, bei Vermeidung des Ausschlusses spätestens
zwei Jahre nach dem Unfall bei der dem Ver¬

letzten unmittelbar vorgesetzten Dienstbehörde

anzumelden. Doch gilt die Frist auch gewahrt,
wenn die Anmeldung bei einer anderen Behörde

erfolgt. Später kann ein Entschädigungsanspruch
nur unter den auch von der RVO. vorgesehenen
Voraussetzungen geltend gemacht werden. Als

Fortschritt ist zu bezeichnen, daß die für die

spätere Geltendmachung von Unfallfolgen in

$ 1547 RVO. vorgesehene Frist von drei Monaten

in Wegfall kam. Diese Frist hat schon manche

Abweisung durchaus berechtigter Unfallentschä¬

digungsansprüche verschuldet. Leider waren die

Bemühungen, sie aus der RVO. zu entfernen,

vergeblich. Im übrigen ist die Rechtsverfolgung
von Unfallentschädigungsansprüchen wie bei dem

Pensionsgesetz für die Körperschaftsbeamten ge¬

regelt. Die Kosten der Versicherung werden

von den Körperschaften aufgebracht.
In Verbindung mit der Beratung des Unfall¬

fürsorgegesetzes wurden von der Kammer noch

zwei Resolutionen angenommen, die eine über

den Kreis der Beamten hinausgehende Unfall¬

fürsorge fordern. Es soll demnach die Entschä¬

digung solcher Personen erfolgen, die bei im

öffentlichen Interesse geleisteter Hilfe, bei Amts¬

handlungen oder bei Befolgung amtlicher Auf¬

forderungen zur Hilfeleistung oder solcher bei

Unglücks- und Notfällen etc. einen Unfall er¬

leiden. Desgleichen soll auch eine Fürsorge in

solchen Fällen eintreten, wo im Gemeinde- oder

Körperschaftsdienst ehrenamtlich tätige Personen

bei einer Amtshandlung verunglücken. In beiden

Richtungen besteht zurzeit keinerlei Fürsorge
und damit eine für die in Frage kommenden

Personen sehr unangenehme gesetzgeberische
Lücke. Nach der Versicherung des Ministers

des Innern beabsichtigt zwar die Reichsregierung,
dem Reichstag einen Gesetzentwurf vorzulegen,
der wenigstens in Bezug auf Unfälle, die sich

bei einer im öffentlichen Interesse erfolgenden
Hilfeleistung etc. ereignen, eine Entschädigung
vorsieht. Allein die Verwirklichung dieser Ab¬

sicht kann noch lange auf sich warten lassen, so

daß schließlich nichts anderes übrig bleibt, als

eine vorläufige Lösung dieser Frage auf landes¬

gesetzlicher Grundlage herbeizuführen.

Wochenhilfe.
Von W. Boll, Hamburg.

I.

Mit dem Ausdruck Wochenhilfe umfaßt die

Reichsversicherungsordnung alle Unterstützungen,
welche die Krankenkassen ihren weiblichen Mit¬

gliedern vor und nach der Niederkunft gewähren.
Dabei kommen zunächst die Bestimmungen

des | 195 als Regelleistungen in Betrpcht: „Wöch¬
nerinnen, die im letzten Jahre vor der Nieder¬
kunft mindestens sechs Monate hindurch auf

Grund der Keichsversicherung oder bei einer

knappschaftlichen Krankenkasse gegen Krankheit
versichert gewesen sind, erhalten ein Wochengeld
in Höhe des Krankengeldes für acht Wochen, von

denen mindestens sechs in die Zeit nach der

Niederkunft fallen müssen.

Für die Mitglieder der Landkrankenkassen,
die nicht der Gewerbeordnung unterstehen, be¬
stimmt die Satzung die Dauer des Wochengeld¬
bezugs auf mindestens vier und höchstens acht
Wochen.

Neben Wochengeld wird Krankengeld nicht

gewährt; lie Wochen nach der Niederkunft müssen

zusammenhängen.44
Als Wöchnerinnen gelten nicht nur die ehe¬

lichen, sondern auch die unehelichen.
Das Wochengeld, welches gewahrt werden

muß, ist nicht bei einer Fehlgeburt (Abort) zu

zahlen, wohl aber bei einer Frühgeburt.
Hinsichtlich des letzten »Jahres vor der Nieder¬

kunft ist zu bemerken, daß es sich nicht um das

Kalenderjahr handelt, sondern es ist ein vom

Tage der Niederkunft nach § 125 rückwärts zu

berechnender Zeitraum von einem Jahre. Um
eine mißbräuchlicue Inanspruchnahme der Kasse
zu verhüten durch Personen, die bisher einer

Krankenkasse nicht angehört hatten, weil sie nicht

in einer versicherungspflichtigen Beschäftigung
standen und erst in der letzten Zeit der Schwanger¬
schaft, lediglich um diese Unterstützung zu ge¬
nießen, vorübergehend eine Beschäftigung über¬

nahmen, wodurch sie Mitglieder einer Kasse wurden,
ist zum Schutze der Kassen die Bestimmung ge¬
troffen, daß die Wöchnerin im letzten Jahr vor der

Entbindung mindestens sechs Monate hindurch pp.
gegen Krankheit versichert gewesen sein muß.
Diese sechs Monate brauchen nicht zusammen¬

hängend zu verlaufen, es reicht hin, wenn im

letzten Jahr zusammengerechnet sechs Mitglieds¬
monate herauskommen. Dabei wird nach § 126
üer Monat zu 30 Tagen gerechnet, so daß jetzt
180 Tage im letzten Jahre vor der Niederkunft

genügen, während nach dem alten Recht diese

Frage strittig war.

Die Versicherung muß stattgefunden haben
auf Grund der.Reichsversicherung oder bei einer

knappschaftlichen Krankenkasse. Es kommt also
die Versicherung bei Orts-, Land-, Betriebs- und

Innungskrankenkassen sowohl wie bei knapp¬
schaftlichen Kassen in Betracht, wobei in allen
Fällen Pflicht- wie freiwillige Mitgliedschaft zu

berücksichtigen ist. Nicht ausdrücklich angeführt
sind die Er?atzkassen. Durch den Ausdruck

„Reichsversicherung44 werden sie nicht mit erfaßt

(§§3,225). Trotzdem muß man sie nach der Be¬

gründung des Entwurfs hier mit gelten lassen,
zumal der § 197 die Ersatzkassen mit anführt.
Der Versicherung auf Grund der Reichsversiche¬

rung ist hinsichtlich der in der Landwirtschaft

Beschäftigten und Dienstboten die Zeit gleich zu
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achten, für die sie auf Antrag des Arbeitgebers
von der Versicherungspflicht befreit waren (§§ 418,

419, 435).
In allen Fällen ist das Bestehen der Mitglied¬

schaft auch hier regelmäßig die Voraussetzung
des Anspruchs. Das Wochengeld ist daher auch

an Arbeitsunfähige zu zahlen, denen die Kasse

noch Leistungen zu gewähren hat. Für Erwerbs¬

lose kommen die Bestimmungen des $ 214 in Be¬

tracht. Bei freiwillig Beigetretenen und für un¬

ständig Beschäftigte kann die Satzung eine Warte¬

zeit von höchstens sechs Wochen vorschreiben

(§§ 207, 451 Abs. 1).
- Das Wochengeld ist nicht Krankengeld, sondern

ein ihm gleicher Betrag ist als Wochengeld zu

zahlen. Es handelt sich also, wie schon nach dem

alten Recht, um eine rechtlich selbständige Leistung.
Da nun die Höhe des Krankengeldes maßgebend
ist, so steigt auch das Wochengeld, wenn die

Kasse eine Erhöhung des Krankengeldes vor¬

nimmt. Arbeitsunfähigkeit ist nicht die Voraus¬

setzung für den Bezug des Wochengeldes, daher

findet eine Karenzzeit nicht statt, weil sie hier,
wie beim Hausgeld, keinen Zweck hat. Ebenso

dürfen die Wöchnerinnen nicht der für Kranke

im eigentlichen Sinne geltenden Krankenaufsicht

(§§ 347, 529) unterworfen werden.

Die Berechnung erfolgt wie beim Kranken¬

geld, so daß 57 (nicht 56) Kalendertage für die

Leistung in Betracht kommen, von denen die

Sonn- und Festtage, soweit sie nicht Arbeitstage
sind oder nach der Satzung mitgezahlt werden,

abgerechnet werden müssen. Tritt Tod im Wochen¬

bett ein, «o ist das Wochengeld nur bis zum Todes¬

tage auszuzahlen. Beiträge sind während des

Wochengeldbezugs nicht zu zahlen (§ 383 Abs. 2).
Die Auszahlung hat wie die übrigen Barleistungen
nach § 210 mit Ablauf jeder Woche zu erfolgen.

Für besondere Berufszweige — wie in der

Landwirtschaft Beschäftigte und Unständige —

findet Einschränkung resp. Fortfall des Wochen¬

geldes statt. Es sei dieserhalb auf die §§ 420,

423, 425, 450, 455, 458, 483, 484, 489, 490 verwiesen.

Hinsichtlich der unehelichen Wöchnerinnen soll

bemerkt werden, daß die Kasse nicht berechtigt
ist, einer Wöchnerin das Wochengeld vorzuent¬

halten, wenn sie von dem Vater des von ihr un¬

ehelich geborenen Kindes Unterstützung erhält.

Dagegen geht der Anspruch der Geschwängerten,
der ihr aus § 1715 BGB. gegen den Schwängerer
zusteht, auf die Kasse über. Die Wöchnerin ist

jedoch nicht verpflichtet, der Kasse den Namen

des Schwängerers bekannt zu geben. Die Kasse

darf die Zahlung des Wochengeldes nicht ver¬

weigern, wenn die Wöchnerin den Namen des

Schwängerers nicht bekannt geben will. Überdies

ist der Ersatzanspruch der Kassen — soweit ledig¬
lich das Wochengeld * in Frage kommt durch

die Reichsversicherungsordnung fortgefallen, da

§ 1542 bestimmt: „Soweit die nach diesem Ge¬

setze Versicherten oder ihre Hinterbliebenen

nach anderen gesetzlichen Vorschriften Ersatz

eines Schadens beanspruchen können, der ihnen

durch Krankheit, Unfall, Invalidität oder durch

den Tod des Ernährers erwachsen ist, geht der

Anspruch auf die Träger der Versicherung inso¬

weit über, als sie den Entschädigungsberechtigten
nach diesem Gesetze Leistungen zu gewähren
haben pp. Da Schwangerschaft und Entbindung
keine Krankheitim Sinne der Reichsversicherungs¬
ordnung sind, hat die Krankenkasse, abweichend

vom bisherigen Recht, keine Ersatzansprüche an

den außerehelichen Schwängerer.

Der Ersatzanspruch bleibt dagegen bestehen

bei Fehlgeburten (Abort), da diese als Krankheiten

gelten. Voraussetzung ist freilich, daß die Fehl¬

geburt nicht vor dem 181 Tage nach der Beiwohnung
erfolgt, da sonst der Schwängerer keine Ver¬

pflichtungen hat (§§ 1715, 1717 BGB.) und somit

auch ein Ersatzanspruch der Kasse entfällt.

Bemerkt soll hier noch werden, daß Fehlgeburten
gerade im siebenten Monat wieder häufiger auf¬

treten und nur um diese wird es sich handeln

können, da vom achten Monat schon die Früh¬

geburten beginnen, die nicht als Krankheit gelten.
Die Dauer des Wochengeldes hat die Reichsver¬

sicherungsordnung von sechs auf acht Wochen

erhöht. Dadurch ist die Zeitdauer mit der neuen

Vorschrift des Gesetzes, betreffend die Abände¬

rung der Gewerbeordnung vom 28. 12. 1908, in

Einklang gebracht worden. Nach dieser erhält

§ 137 Abs. 6 GO. folgende Fassung: „Arbeiterinnen
dürfen vor und nach ihrer Niederkunft im ganzen
während acht Wochen nicht beschäftigt werden.

Ihr Wiedereintritt ist an den Nachweis geknüpft,
daß seit ihrer Niederkunft wenigstens sechs

Wochen verflossen sind."

Diese Vorschrift bezieht sich nur auf Arbeite¬

rinnen in Betrieben mit mehr als zehn Beschäftigten
und, vorbehaltlich der Ausnahmen in § 154 Abs.l GO.

auf Arbeiterinnen in Betrieben, die den Betrieben

mit mehr als zehn Beschäftigten nach § 154 Abs. 2,

§ 154 a GO. ausdrücklich gleichgestellt sind. Hier

muß indessen die zeitliche Ausdehnung der

Leistung allgemein stattfinden. Denn es wäre

unbillig, die nicht gewerblichen Arbeiterinnen

schlechter zu stellen, obwohl sie Mitglieder der

gleichen Krankenkasse sein können und die

gleichen Beiträge zahlen müssen (Begründung
zum Entwurf S. 158/159).

Die Dauer von acht Wochen kann durch die

Satzung nicht erweitert werden. In der Über¬

gangszeit kommt Art. 30 des Einführungsgesetzes
in Betracht. Hat vor dem Tage des Inkrafttretens

dieses Buches der Reichsversicherungsordnung
eine Wochenbettunterstützung alten Rechts noch

nicht aufgehört, so wird die Dauer von sechs auf

acht Wochen insgesamt verlängert.
Die Einschränkung, daß für Mitglieder der

Landkrankenkassen, die nicht der Gewerbeord¬

nung unterstehen, die Satzung die Dauer des

Wochengeldbezugs auf mindestens vier und

höchstens acht Wochen bestimmt, trifft also nur

Personen, die nicht der Gewerbeordnung unterstehen.

Landwirtschaftliche Arbeiterinnen und Dienstboten

werden hauptsächlich davon betroffen, nicht aber

Arbeiterinnen in einem ländlichen Handwerk oder

in einer Fabrik auf dem Lande, ebenso nicht

selbständige Hausgewerbetreibende oder deren

Hilfskräfte.

Für Mitglieder von Orts-, Betriebs- und

Innungskrankenkassen, sowie Knappschafts- und

Ersatzkassen ist diese Bestimmung unstatthaft.

Neben Wochengeld wird Krankengeld nicht

gewährt, eine Doppelleistung soll vermieden

werden. Das Krankengeld darf bei Arbeits¬

unfähigkeit erst nach Beendigung des Wochen¬

geldbezugs beginnen; bei Krankenhauspflege fällt

das Wochengeld natürlich fort.

Die Wochen nach der Niederkunft müssen

zusammenhängen, es ist also nicht etwa eine

Unterbrechung durch Gewährung von Kranken¬

geld zulässig. Die Satzung kann aber einen Teil

dieser Leistung auf die Zeit vor der Niederkunft

verlegen, jedoch höchstens für zwei Wochen.

Soweit das Wochengeld auf die Zeit vor der

Niederkunft entfällt, wird es mit diesem Ereignisse
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fallig und ist am ersten Zahltage nach der Nieder¬

kunft auszuzahlen.

Vor der Niederkunft kann es die Versicherte

nicht fordern, weil die Voraussetzung der Ent¬

stehung des Anspruchs noch nicht feststeht. Ein

Ruhen des Wochengeldes bei Verbüßung einer

Freiheitsstrafe, Aufenthalt im Ausland, findet

ebenso wie beim Krankengeld (§ 216) nach § 218

statt; auch ist eine Abfindung nach § 217 zulässig.
(Schluß folgt.)

Verwaltung.
Krlaß des preußischen Handelsministers,

des Landwirtsdiaftsministers und des Ministers

des Innern vom 24. März betreffend Vorschösse

der Gemeindeverbinde an Krankenkassen. (EG.
zur RVO. Art. 16.) HMB1. S. 152.

Der Erlaß allgemeiner Bestimmungen zur

Ausführung des Art. 16 des Einführungsgesetzes
zur Reichsversicherungsordnung ist nach den an¬

gestellten Erhebungen nicht erforderlich. Sofern

sich die Notwendigkeit ergeben sollte, in einzelnen

Fällen wegen der Leistung von Vorschüssen der

Gemeindeverbände an neu errichtete Orts- oder

Landkrankenkassen sowie wegen Rückerstattung
der Vorschüsse näheres zu bestimmen, ermächtigen
wir Sie, die erforderlichen Anordnungen zu treffen.

Die Königl. Oberversicherungsämter haben

Abdruck erhalten.

Rundschreiben des Reichsversicherungsamts
an die Berufsgenossenschaften und Landes-

verslcherungsanstalten Ober die Aussonderung
des vertraulichen und entbehrlichen Teiles ärzt¬

licher Gutachten bei Mitteilung an die Ver¬
sicherten vom 3. November 1913. (Amtl. Nachr.
S. 771, Jahrg. 1913.)

Das Reichsversicherungsamt hat schon wieder-
holt darauf hingewiesen, daß es sich bei der

Mitteilung ärztlicher Gutachten empfiehlt, Be¬

merkungen, die einen für den Versicherten

beunruhigenden Inhalt haben, sachlich aber ent¬

behrlich sind, oder Wendungen, die ihn verletzen
können, in den für ihn bestimmten Abschriften
fortzulassen (zu vergleichen Handbuch der Unfall¬

versicherung 3. Aufl. Band I S. 479 Anm. 4 Abs. 2
Sil S "0 des Gewerbe-Unfallversicherungsgesetzes;
siehe auch Band II S. 594 Anmerkung 3 letzter
Absatz zu § 9 der Schiedsgerichtsordnung).

Nicht überall wird nach diesen Anregungen
verfahren. Krst neuerdings hat, wie dem Reichs¬
versicherungsamte zur Kenntnis gekommen ist,
eine Universitätsklinik für Nervenkrankheiten er¬

klärt, jede weitere gutachtliche Tätigkeit ablehnen
zu müssen, wenn weiterhin den Untersuchten die
(iutachten vollständig, ohne Aussonderung des
vertraulichen, besonders desjenigen Teiles, in
welchem es sich um die Schilderung persönlicher
Charaktereigenschaften handele, mitgeteilt würden
und sie dadurch unliebsamen Auseinander¬
setzungen mit den Untersuchten und anderen
Personen ausgesetzt werde. Sie hat bemerkt, es
seien für iie Kranken solche Mitteilungen meist
nur schädlich; sie verleiteten überdies nicht feste
Charaktere leicht zur Simulation und zur Über¬
treibung von Krankheitserscheinungen.

Die Bedenken der Universitätsklinik müssen
geteilt werden. Et besteht in der Tat die Gefahr,
daß durch die Mitteilung des vollen Inhalts der
ärztlichen (iutachten an den Versicherten ohne
Aussonderung des entbehrlichen und vertraulichen
Teiles unter Umständen berechtigte Interessen der
Ärzte, insbesondere auf dem Lande und in kleinen
Städten, geschädigt werden, und hierunter zum
Nachteil der Versicherungsträger die Sachlichkeit
und Vollständigkeit der Begutachtung der Arzte
leiden konnte.

Der Vorstand wird ergebenst ersucht, auf die

Aussonderung derartiger Teile der ärztlichen Gut¬
achten sein besonderes Augenmerk zu richten.

Dieses Rundschreiben ist auch den Ober¬

versicherungsämtern mitgeteilt worden.

Erlaß des preußischen Handelsministers vom
17. Februar 1014 betr. Ausfuhrung des Berliner
Abkommens zwischen Ärzten und Kranken¬
kassen. (HMB1. S. 87.)

(Letzter Teil; der erste Teil ist abgedruckt
in voriger Nr. der „V. Z.u S. 83 ff.)

Bestimmungen über die Bildung und die Tätigkeit des

Vertragsausschusses
I. Die Aufgabe des Vertragsausschusses be¬

steht darin, darauf hinzuwirken, daß Arztverträge
zustande kommen. Hierbei ist davon auszugehen,
daß der freie Vertragswille beider Teile so wenig
wie möglich beschränkt werden darf.

II. Die Kassen innerhalb des Bezirkes, für
den ein Arztregister aufgestellt ist, und die
innerhalb dieses Bezirkes zur Kassenpraxis zu¬

gelassenen Ärzte bilden je eine Vereinigung zur

Wahl eines Vertragsausschusses, dem nur zur

Kassenpraxis zugelassene Ärzte angehören dürfen
und dem die Vorbereitung der Arztverträge ob¬

liegt. Die Kassen und ihre Ärzte sind berechtigt,
über die Vertragsbedingungen zu verhandeln und
das Ergebnis dieser Verhandlung dem Vertrags¬
ausschuß als Vertragsgrundlage zu unterbreiten.
Dabei ist anzugeben, in welcher Weise das Er¬

gebnis zustande gekommen ist.
Der Wortlaut des Vertrags wird vom Ver¬

tragsausschuß festgestellt. Die Verträge selbst
werden zwischen der Kasse oder dem Kassen¬
verband und dem einzelnen Arzte geschlossen.
Die Gültigkeit eines solchen Vertrags darf nicht
von der Genehmigung einer anderen Organisation
abhängig gemacht werden.

III. Der Vertragsausschuß beschließt in einer
Besetzung von je drei Vertretern der Kassen und
der Ärzte. Auf der Kassenseite sollen in der
Regel verschiedene Kassenarten vertreten und
mindestens ein Kassenvertreter soll Arbeit¬
geber sein.

Vor der Wahl zum Vertragsausschuß ruft
der Vorsitzende des Versicherungsamts die
Kassenvorstände oder deren Bevollmächtigte zu¬

sammen zu einer Besprechung der Wahl und
Herbeiführung einer Verständigung über die zu

wählenden Kassenvertreter. Wird eine Ver¬
ständigung nicht erzielt, so erfolgt die Wahl der
Kassenvertreter nach den Grundsätzen der Ver¬
hältniswahl mit gebundenen Listen. Die Zahl
der Stimmen der einzelnen Kassen richtet sich
nach der Zahl ihrer Kassenmitglieder. Die Stimmen
werden durch die Mitglieder der Kassenvorstände
ahgegeben.

Die Ärztevertreter werden ebenfalls nach den
Grundsätzen der Verhältniswahl mit gebundenen
Listen gewählt. Wählbar und wahlberechtigt sind
nur zur Kassenpraxis zugelassene Ärzte.

Von beiden Parteien sind für jeden Vertreter
Stellvertreter in der erforderlichen Anzahl zu
wählen.
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Die Wahl erfolgt auf fünf Jahre.

Das Oberversicherungsamt erläßt eine Wahl¬

ordnung.
Auf Verlangen der am Vertrage beteiligten

Krankenkasse treten in jedem einzelnen Falle an

die Stelle der Vertreter der Kassen im Vertrags¬
ausschusse besondere Vertreter, die der Vor¬

stand der beteiligten Kasse aus der Mitte ihrer

Kassenorgane bezeichnet. Von diesen besonderen

Vertretern soll mindestens einer Arbeitgeber sein.

IV. Alle Angelegenheiten des Vertragsaus¬
schusses gehen unter der Adresse des Ver¬

sicherungsamts. Dieses beruft auch den Ver¬

tragsausschuß zu den Sitzungen.
Ist ein Arztvertrag gekündigt oder wünscht

eine Partei den Vertrag nach seinem Ablauf zu

ändern, so ist unverzüglich dem Vertragsausschuß
hiervon Anzeige zu machen unter Mitteilung der

für den neuen Vertrag angebotenen Bedingungen.
Geschieht dies nicht spätestens 8 Wochen

vor Ablauf des Vertrags, so kann der Vorsitzende

des Versicherungsamts von Amts wegen die

Einigungsverhandlung einleiten.

V. In den Sitzungen des Ausschusses führt

abwechselnd ein Vertreter der Kassen und ein

Vertreter der Ärzte den Vorsitz. Es entscheidet

einfache Stimmenmehrheit. Über den Vorsitz in

der ersten Sitzung entscheidet das Los.

VI. Kommt eine Einigung im Vertragsaus¬
schuß nicht zustande oder einigen sich die Parteien

nicht auf der vom Vertragsausschuß vor¬

geschlagenen Grundlage, so hat der Vorsitzende

des Versicherungsamts die Sache dem Schiedsamt

zur Entscheidung zu unterbreiten. Das Schieds¬

amt entscheidet endgültig mit verbindlicher Wir¬

kung für beide Teile.

Vertragsausschuß und Schiedsamt sollen das

Verfahren so beschleunigen, daß der neue Ver¬

trag mit dem Ablaufe des bisherigen Vertrags
in Kraft treten kann. Solange das Verfahren

beim Vertragsausschuß oder Schiedsamt schwebt,
gelten die bisherigen Verträge weiter.

VII. Der Vertragsausschuß hat dafür zu

sorgen, daß in den Verträgen ein der Nr. 6 des

Berliner Abkommens entsprechendes Schieds¬

gericht zur Entscheidung von Streitigkeiten aus

abgeschlossenen Verträgen vorgesehen wird.

Der Vertragsausschuß kann als Schieds¬

gericht unter der Leitung des Vorsitzenden des

Versicherungsamts oder seines Stellvertreters
bestellt werden.

Bestimmungen über die Bildung und Tätigkeit des

Schiedsamts.

I. Das Schiedsamt wird für den Bezirk des

Oberversicherungsaints gebildet. Die oberste

Verwaltungsbehörde kann nach Anhören Be¬

teiligter den Bezirk anders festlegen.
Das Schiedsamt besteht aus dem Vorsitzenden

des Oberversicherungsamts oder seinem Stell¬

vertreter als Vorsitzenden und acht Mitgliedern,
und zwar zwei Unparteiischen, die vom Vor¬

sitzenden des Oberversicherungsamts ernannt

werden, und sechs Beisitzern, die je zur Hälfte

aus den Vertretern der Ärzte und der Kassen ent¬

nommen werden. Lehnt eine Partei den Stellver¬

treter des Vorsitzenden des Oberversicherungs¬
aints als Vorsitzenden des Schiedsamts ab, so

bestellt der Vorsitzende des Oberversicherungs¬
amts einen anderen Vorsitzenden.

II. Zur Wahl der Beisitzer bilden die Kassen

innerhalb des Bezirks des Schiedsamts und die

innerhalb dieses Bezirkes zur Kassenpraxis zu¬

gelassenen Ärzte je eine Vereinigung.

Auf der Kassenseite sollen verschiedene
Kassenarten vertreten und mindestens ein Kassen¬
vertreter soll Arbeitgeber sein. Die Wahl der

Kassenvertreter erfolgt nach den Grundsätzen
der Verhältniswahl mit gebundenen Listen. Die
Zahl der Stimmen der einzelnen Kasse richtet
sich nach der Zahl ihrer Kassenmitglieder.

Die Ärztevertreter werden ebenfalls nach den

Grundsätzen der Verhältniswahl mit gebundenen
Listen gewählt. Wahlberechtigt sind nur zur

Kassenpraxis zugelassene Ärzte.

Von beiden Parteien sind für jeden Vertreter
die erforderliche Anzahl Stellvertreter zu wählen.

Die Wahl erfolgt auf fünf Jahre.

Die oberste Verwaltungsbehörde oder die von

ihr beauftragte Behörde erläßt eine Wahlordnung.
III. Alle Angelegenheiten des Schiedsamts

gehen unter der Adresse des Oberversicherungs¬
amts. Dieses beruft auch das Schiedsamt zu den

Sitzungen.
Die Tätigkeit der Beisitzer des Schiedsamts

ist ehrenamtlich. Es bleibt den beteiligten Ärzten
und Kassen überlassen, den Besitzern eine Ent¬

schädigung im Sinne des § 21 Abs. 2 der Reichs¬

versicherungsordnung zu gewähren.
IV. Soweit über den Abschluß neuer Ver¬

träge zwischen einer Kasse und den Ärzten keine

Einigung erzielt wird, entscheidet das Schiedsamt

endgültig mit verbindlicher Wirkung für beide

Teile darüber, welche Bedingungen als ange¬
messene den Arztverträgen zugrunde zu legen
sind. (Nr. 5 des Berliner Abkommens.) Wird von

einer Kasse oder von den im Arztregister ein¬

getragenen Ärzten ein wichtiger Grund zur

Änderung des Arztsystems geltend gemacht und

kommt es darüber zu keiner Einigung, so ent¬

scheidet das Schiedsamt über diesen Punkt zu¬

nächst und gesondert von anderen Vertrags¬
bedingungen, über die noch Streit besteht.

V. Die Entscheidungen des Schiedsamts er¬

folgen mit einfacher Stimmenmehrheit. Zur Be¬

schlußfassung genügt die Anwesenheit von je
zwei Vertretern der Kassen und der Ärzte. An

der Abstimmung darf sich immer nur die gleiche
Anzahl von Vertretern der beiden Gruppen be¬

teiligen. Ist eine Beschlußfassung infolge des

Fehlens einer genügenden Anzahl von Vertretern

nicht möglich, so hat der Vorsitzende unverzüglich
eine zweite Sitzung anzuberaumen, in welcher

ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen mit

einfacher Stimmenmehrheit entschieden wird.

Hierauf ist bei der Einladung zur Sitzung be¬

sonders hinzuweisen.

Ein an den streitigen Arztverträgen oder den

Vorverhandlungen des Vertragsausschusses un¬

mittelbar beteiligter Vertreter darf nicht mit¬

stimmen.

Die Entscheidung des Schiedsamts ist dem

Vertragsausschuß, dem die Vorbereitung der

streitigen Arztverträge obliegt, mitzuteilen.

VI. Das Schiedsamt soll das Verfahren so

beschleunigen, daß der neue Vertrag mit dem

Ablauf des bisherigen Vertrags in Kraft treten

kann. So lange das Verfahren schwebt, gelten
die bisherigen Verträge weiter.

Bestimmungen über den Zentralausschuf) (Nr. 12 des am

23. Dezember 1913 zwischen Verbänden der Arzte und

der Krankenkassen geschlossenen Abkommens).

§ 1. Zur Durchführung des am 23. Dezember

1913 in Berlin (Reichsamt des Innern) zwischen

Organisationen der Ärzte und der Krankenkassen

geschlossenen Abkommens sowie zur Entscheidung
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von Streitigkeiten, die daraus entstehen, wird ein

Zentralausschuß eingesetzt.
§ 2. Der Zentralausschuß besteht aus einem

Vorsitzenden und zwölf Beisitzern.

Den Vorsitzenden und Stellvertreter für ihn

ernennt der Staatssekretär des Innern. Von den

Beisitzern wird je einer ernannt:

vom Königlich Preußischen Minister für

Handel und Gewerbe,
vom Königlich Preußischen Minister des

Innern. An die Stelle des Beisitzers aus

dem preußischen Ministerium des Innern

tritt in Angelegenheiten, die vorzugsweise
Verhältnisse in einem anderen Bundes¬

staate betreffen, ein von der Regierung
dieses Bundesstaats ernannter Beisitzer.
Diese Beisitzer sollen nicht den beteiligten
Verbänden angehören.

Je fünf Beisitzer werden auf die Dauer von

fünf Jahren von den beteiligten Vereinigungen
der Arzte und der Krankenkassen ernannt. Von
den ärztlichen Beisitzern sollen zwei vom Ärzte¬
vereinsbund und drei vom Leipziger Verbände
benannt werden; von den Beisitzern aus den
Krankenkassen je einer von jedem der beteiligten
Verbände, von dem Hauptverbande der Orts¬
krankenkassen für das Deutsche Reich jedoch zwei.

In den Fällen, in denen preußische Land¬
krankenkassen beteiligt sind, wirkt ein von dem

Königlich preußischen Minister für Landwirtschaft,
Domänen und Forsten ernannter Beisitzer mit
beratender Stimme mit.

Ein weiterer Beisitzer soll mit beratender
Stimme zugezogen werden. Seine Ernennung er¬

folgt in der Weise, daß die medizinische Fakultät
der Berliner Universität ersucht wird, eines ihrer
Mitglieder zu den Verhandlungen des Zentral¬
ausschusses zu entsenden.

$ 3. Die Verhandlungen des Zentralausschusses
finden in der Regel in Berlin statt. Der Vor¬
sitzende ist jedoch befugt, sie an einem anderen
Orte anzuberaumen.

§ 4. Von Ort und Zeit der Verhandlungen
hat der Vorsitzende die beteiligten Verbände,
und die Beisitzer durch eingeschriebenen Brief
rechtzeitig zu benachrichtigen mit der Auf¬
forderung, im Falle der Behinderung umgehend
Stellvertreter zu bestellen, die vor der Verhand¬
lung dem Vorsitzenden bekannt zu geben sind.
Die Bestellung der Stellvertreter erfolgt für jeden
einzelnen Fall durch die Verbände.

Zwischen der Mitteilung und der Verhandlungs¬
zeit soll ein Zwischenraum von mindestens zwei
Wochen liegen.

Vor der Verhandlung soll den Beisitzern und
den beteiligten Verbänden tunlichst von den
Beratungsgegcnständen und den eingelaufenen
Anträgen Kenntnis gegeben werden.

$ 5. Der Zentralausschuß ist beschlußfähig,
auch wem. von den Vertretern der Organisationen
der Arzte und der Krankenkassen nur je zwei
anwesend sind.

Diese Vertreter müssen auf jeder von beiden
Seiten in gleicher Zahl mitwirken. Sind sie in
ungleicher Zahl erschienen, so scheiden über¬
zählige Mitglieder bei der Abstimmung aus. De
in überzähliger Anzahl erschienenen Seite bleib
überlassen zu bestimmen, wer ausscheidet.

S 6. Die Verbandlungen und Beschlußfassungen
sind nicht öffentlich. Über den Hergang der Ver¬
handlungen und über das Stimmenverhältnis ist
Schweigen zu beobachten.

S 7. Der Vorsitzende leitet die Geschäfte und
Verhandlungen des Zentralausschusses. Kr be-

r

bt

reitet die Verhandlungen vor, zeichnet die Ver¬

fügungen und vollzieht die Reinschriften.

§ 8. Über die Verhandlung ist durch einen
beamteten Schriftführer, den der Vorsitzende
bestellt, oine Niederschrift aufzunehmen. Sie
enthält Ort und Tag der Verhandlung sowie die
Namen der mitwirkenden Personen unter Angabe
von Beruf und Eigenschaft, in der sie mitwirken.

Der Gang der Verhandlung ist in der Nieder¬
schrift im allgemeinen wiederzugeben. Die Nieder¬
schrift ist vom Vorsitzenden und dem Schriftführer
zu vollziehen.

§ 9. An die mündliche Verhandlung schließt
sich die Beratung und Beschlußfassung unmittel¬
bar an. Die Entscheidung darf nur von den Mit¬

gliedern getroffen werden, die an der Verhandlung
teilgenommen haben.

Der Zentralausschuß entscheidet über die

streitigen Punkte nach freiem Ermessen mit
Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit gibt
der Vorsitzende den Ausschlag.

Bei der Abstimmung werden die Stimmen in

folgender Reihenfolge abgegeben:
1. von den Vertretern der Ärztevereinigungen
2. von den Vertretern der Kassenvereinigungen
3. von den beamteten Beisitzern
4. vom Vorsitzenden.
In der ersten und zweiten Gruppe richtet sich

die Reihenfolge der Abstimmung nach dem Lebens¬
alter, in der dritten Gruppe nach dem Dienstalter,
bei gleichem Dienstalter nach dem Lebensalter.
Der dem Dienst- oder Lebensalter nach Jüngere
stimmt zuerst.

§ 10. Der Beschluß des Zentralausschusses
ist vom Vorsitzenden und von sämtlichen mit¬
wirkenden Beisitzern zu unterschreiben. Der
Beschluß ist den Beteiligten schriftlich bekannt
zu geben.

§ 11. Das Reich und die Bundesstaaten sowie
die beteiligten Organisationen tragen ein jeder
die durch seine Mitwirkung im Zentralausschuß
verursachten Kosten.

Soweit Vertreter streitender Parteien er¬

scheinen, bleibt diesen die Aufbringung der da¬
durch entstehenden Kosten überlassen.

Rundschreiben des preußischen Handels¬
ministers vom 20. März betreffend Kranken¬
kassen und Arzte an die Regierungspräsidenten
nebst Ausfflhrungsbestimmungen zu Nr. 11 des
Berliner Abkommens vom 23. Dezember 1913
(HMB1. S. 151).

In der Anlage übersende ich einen Abdruck
der zwischen den beteiligten Verbänden der Ärzte
und der Krankenkassen am 11. d. Mts. vereinbarten
Ausführungsbestimmungen zu Nr. 11 des Berliner
Abkommens von 23. Dezember v. Js. (HMB1. 1914
S. 85) mit dem Ersuchen, die Versicherungsämter
im Sinne der Nr. 2 Abs. 2 dieser Bestimmungen
mit Anweisung* zu versehen.

Anlage.
Ausführungsbestimmungen zu Nr. 11 des Berliner

Abkommens.
1. Die nach Nr. 11 Abs. 3 des Berliner Ab¬

kommens von den Kassen bev/illigten Zuschläge
von jährlich 5 Pf. zum Arzthonorar sowie die von
den Ärzten zugestandenen Abzüge vom Arzt¬
honorar von jährlich 10 Pf. auf den Kopf der Ver¬
sicherten sind bei Auszahlung der Arzthonorare
von der Kasse zurückzubehalten und vierteljährlich
an die Königliche Seehandlung (Preußische Staats¬
bank) in Berlin abzuführen, wo sie, soweit sie nicht
sofort für Abfindungen verwendet werden, ver¬
zinslich anzulegen sind.
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Der Berechnung dieser Beträge ist die Durch¬

schnittszahl der innerhalb der vorausgehenden
3 Monate bei der Kasse Versicherten zu Grunde

zu legen. Zur Ermittelung der Durchschnittszahl

werden die monatlichen Mitgliederzahlen aus den

nach Bekanntmachung des Reichskanzlers vom

9. Oktober 1913 aufzustellenden Nachweisungen
für die drei letzten Monate zusammengezählt und

durch 3 geteilt. Die Vervielfältigung der hier¬

nach errechneten Zahl mit 15/* Pf. ergibt den für

das Vierteljahr abzuführenden Betrag, der jeweils
am 15. Januar, 15. April, 15. Juli und 15. Oktober

fällig ist.

Im laufenden Jahre 1914 sind die Beträge für

die beiden ersten Vierteljahre zusammen bis zum

15. Juli abzuführen.

Sobald aus den von den Ärzten bewilligten
Abzügen von jährlich 10 Pf. vom Arzthonorar die

dem Leipziger Verbände nach dem Berliner Ab¬

kommen zufallende Hälfte der Abfindungskosten
gedeckt ist, sind von den Kassen nur noch die

Zuschläge von 5 Pf. vom Arzthonorar abzuführen.

Der abzuführende Betrag ergibt sich dann aus der

Vervielfältigung der Durchschnittszahl mit •/* Pf.

2. Für die Aufstellung und Führung der Listen

über die an dem Abkommen beteiligten Kassen

und für die Buchung der von ihnen geleisteten
Zahlungen wird gemeinschaftlich von den Kassen¬

verbänden und dem Leipziger Ärzteverband eine

Verwaltungsstelle errichtet werden, der es auch

obliegt, den Kassen die Aufforderung zur Zahlung
der Beträge zuzustellen.

Die Bundesregierungen werden gebeten
werden, die Versicherungsämter anzuweisen, für

ihren Bezirk die Verwaltungsstelle bei Ermittelung
der Mitgliederzahl der Krankenkassen und bei der

Einziehung der fälligen Beträge zu unterstützen.

3. Die Einzahlungen bei der Königlichen See¬

handlung erfolgen auf das dort zu eröffnende

Konto der Krankenkassenbeiträge für Arztabfin¬

dungen und können der Seehandlung mittels Post¬

anweisung, Postschecks oder Banküberweisung
zugeführt werden. Anweisungen auf den Ab¬

findungsfonds werden durch je einen vom Vor¬

sitzenden des Zentralausschusses bezeichneten

Vertreter der Kassenverbände und des Leipziger
Verbandes gemeinschaftlich vollzogen. Sie dürfen

nur schriftlich erteilt werden und müssen jeweils
von den beiden genannten Vertretern, deren

Unterschrift der Königlichen Seehandlung mit¬

zuteilen ist, unterzeichnet sein. Von jeder Ände¬

rung in der Person eines Zeichnungsberechtigten
ist die Königliche Seehandlung durch den Vor¬

sitzenden des Zentralausschusses unter Einreichung
einer Unterschriftprobe des oder der neuen

Zeichnungsberechtigten unverzüglich zu benach¬

richtigen. Derartige Mitteilungen müssen, um der

Königlichen Seehandlung gegenüber wirksam zu

sein, vom Vorsitzenden des Zentralausschusses

unterschrieben und mit dem Stempel des Reichs¬

amts des Innern beglaubigt sein.

4. Die Verhandlungen mit den zugezogenen

auswärtigen Ärzten über die Abfindungen werden

vom Leipziger Ärzteverband oder seiner örtlichen

Vertretung unter Mitwirkung der beteiligten
Kassen geführt.

Die vereinbarten Abfindungsbeträge und Ge¬

hälter werden durch den Leipziger Ärzteverband

ausbezahlt, der auch die Rechnung darüber führt,

und ihm dann aus dem bei der Königlichen See¬

handlung angesammelten Abfindungsfonds zurück¬

erstattet.

Von den Kassenverbänden und dem Leipziger
Ärzteverbande wird ein gemeinschaftlicher Prü¬

fungsausschuß bestellt, der das Recht hat, das

Geschäftsgebaren der Verwaltungsstelle zu prüfen,
und jährlich eine Übersicht über den Stand des

Abfindungsfonds aufstellt, die den beteiligten
Verbänden mitzuteilen ist.

Ergeben sich im Prüfungsausschusse Meinungs¬
verschiedenheiten, so ist die Sache dem Zentral¬

ausschusse zu unterbreiten.

Kl. Krankenhauspflege für erwerbsfähige
Dienstboten. Die amtlichen Mustersatzungen für

Ortskrankenkassen, in deren Bezirk keine Land¬

krankenkasse besteht, bestimmt in § 67, daß dem

in die häusliche Gemeinschaft aufgenommenen
Dienstboten die Kasse auf seinen oder des Dienst-

berechtigten Antrag als erweiterte Krankenpflege
an Stelle der Krankenpflege und des Kranken¬

geldes Krankenhauspflege gewährt, wenn der

Dienstbote infolge von Krankheit arbeitsunfähig
wird und die Krankheit ansteckend ist, oder der

Dienstbote nach ihrer Art in der häuslichen Ge¬

meinschaft nicht oder nur unter erheblicher Be¬

lästigung der Dienstherrschaft behandelt oder

verpflegt werden kann. Diese
, Bestimmung ist

im Preußischen Verwaltungsblatt, Jahrg. 35 Nr. 11

S. 175 ff., lebhaft angegriffen worden, weil sie als

Voraussetzung für die Krankenhauspflege die

Arbeitsunfähigkeit des Dienstboten voraussetze.

Daraufhin hat das Oberversicherungsamt Erfurt

beim preußischen Minister für Handel und Ge¬

werbe angefragt, ob er diese Meinung teile.

Daraufhin hat der Minister unterm 7. Januar 1914

geantwortet, daß er den Bedenken in jener Zeit¬

schrift zustimme und die in fast allen Kassen¬

satzungen übergegangenen, dem § 67 der Muster¬

satzung entsprechenden Bestimmungen unrichtig
und gemäß § 326 RVO. (das heißt auf Anordnung
des Oberversicherungsamtes) zu ändern ist. „Wegen
einer Änderung der Mustersatzung habe ich,44 so

sagt der Minister, „mich mit dem Herrn Reichs¬

kanzler vReichsamt des Innern) ins Benehmen

gesetzt. Ich bemerke aber schon jetzt, daß auch

trotz einer abweichenden Satzungsbestimmung die

zwingende Vorschrift des § 437 RVO., wonach einem

in die häusliche Gemeinschaft aufgenommenen
Dienstboten die erweiterte Krankenpflege schon

dann zu gewähren ist, wenn die Krankheit an¬

steckend ist oder wenn er nach ihrer Art in der

häuslichen Gemeinschaft nicht oder nur unter er¬

heblicher Belästigung des Dienstberechtigten be¬

handelt oder verpflegt werden kann, gilt.44
Diese Verfügung ist zur Kenntnisnahme allen

Oberversicherungsämtern zugegangen. Diese

wiederum gaben die Sache zur „weiteren Ver¬

anlassung44 an die Versicherungsämter. Nach dem

Zusatz, den zum Beispiel das Oberversicherungs¬
amt Merseburg machte, ist der Anspruch des

Dienstberechtigten oder des Dienstboten auf Ge¬

währung von Krankenhauspflege nach § 437 RVO.

begründet, wenn

1. die Krankheit ansteckend ist,
2. der Dienstbote nach Art der Krankheit in

die häusliche Gemeinschaft nicht oder nur

unter erheblicher Belästigung des Dienst¬

berechtigten behandelt oder verpflegt werden
kann.

Die weitere Voraussetzung des § 67 der

Mustersatzung, daß der Dienstbote infolge von

Krankheit arbeitsunfähig wird, findet im Gesetz

keine Begründung. Diese Worte seien daher im

Wege der Satzungsänderung zu beseitigen. Jeden¬

falls sei dafür zu sorgen, daß die Aufnahme in

ein Krankenhaus von dieser Bedingung nicht ab*

hängig gemacht wird.
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Die Versicherungsämter haben nun wieder

»iir Kassenorgane angewiesen, die Worte im § 67

<i.r Satzung „der Dienstbote infolge von Krank¬

heit arbeitsunfähig wird und" zu streichen. Be¬

schließt der Ausschuß nicht binnen einem Monat

die angeordnete Änderung, so vollzieht sie das

Oberversicherungsamt (Beschlußkammer) rechts¬

verbindlich.

Rechtsprechung.
x. Als ••vorläuliae** Rentenfeststellung be¬

zeichneter Endbescheid rekursfähig. Ent¬

scheidung des Reichsversicherungsamts vom

12. Februar 1914 Ia 11031 13 20B

Tatbestand und Entscheidungsgründe: Die Be¬

klagte hat die dem Kläger für die Folgen des

Unfalls vom 20. April 1911 zufolge herufungs-
fähtgen Bescheids vom 28. August 1912 gewährte
Teilrente von 33 •/'••/• durch den Bescheid vom

26. März 1913 und den Endbescheid vom 22. Juli

1913 mit Wirkung vom 1. Mai 1913 ab auf eine

Teilrente von 20"-. herabgesetzt. Das Verfahren

richtet sich daher im vorliegenden Fall nach den

Vorschriften der RVO. (zu vergl. die Artikel 85

und 89 des Einführungsgesetzes zur RVO.) Es

entsteht die Frage, ob der Rekurs zulässig ist.
Das Rechtsmittel würde nach | 1700 der RVO.

ausgeschlossen sein, wenn es sich um eine vor¬

läufige Rente oder um die Neufeststellung einer
Dauerrente wogen Änderung der Verhältnisse

handelte, dagegen ist der Rekurs zulässig, wenn

lue durch den angefochtenen Bescheid vor¬

genommene Rentenänderung als Feststellung der

Dauerrente im Sinne der RVO. anzusehen ist.
Das ist der Fall. Die unter der Herrschaft des
(jewerbc-Unfall Versicherungsgesetzes festgestellte
bisherige Teilrente von 33l *",* ist innerhalb der
ersten zwei Jahre nach dem Unfall festgestellt
worden. Sie war also noch nicht mit Jahres¬

bindung festgesetzt (§ 88 des GVUG.), konnte
vielmehr zu jeder Zeit abgeändert werden. Da¬

gegen war eine anderweite Berechnung des
der Rentenberechnung zugrunde gelegten Jahres¬
arbeitsverdienstes nicht mehr zulässig und
außerdem war die Abänderung der Rente ab¬

hängig von einer wesentlichen Veränderung der
für ihre Festsetzung maßgebend gewesenen Ver¬
hältnisse. Der bisherigen Rente fehlten also die
materiell-rechtlichen Kennzeichen sowohl der
vorläufigen wie der Dauerrente der RVO. Nach
$ I58S Abs. 2 der RVO. ist spätestens mit Ablauf
wjn zwei Jahr n nach d^m Unfall die Dauerrente
testzustellen. Die zweijährige Frist lief im vor¬

liegenden Fall mit dem 20. April 1913 ah. Von
«inem nach dem 20. April 1913 liegenden Zeit¬
punkt ab konnte also nach der bestimmten und
zwingenden Vorschrift des Gesetzes nur noch
die Dauerrente festgesetzt werden. Dabei ist es

unerheblich, daß der die 20 ige Rente fest¬
setzende Bescheid vom 26. März 1913 noch inner¬
halb der ersten zwei Jahre nach dem Unfall er¬
lassen worden ist. Denn es kann für die Frist¬
berechnung in einem Falle wie hier nicht auf den
Tag des Erlasses des neuen Bescheides an¬

kommen, entscheidend muß vielmehr der Zeit¬
punkt sein, von dem ab die neue Rente in Kraft
treten soll. Dieser Zeitpunkt der 1. Mai 1913
— liegt hier ebenso wie übrigens auch der End¬
bescheid vom 22. Juli 1913 nach dem Ablauf von
zwei Jahren nach dem Unfall. Die Teilrente von
20° hat also als Dauerrente im Sinne der RVO.
zu gelten. Daß die Beklagte die Rente in dem
Endbescheid als vorläufige im Sinne des § 1585
\os. 1 der RVO. bezeichnet hat, weil eine Dauer-
nte noch nicht festgestellt werden könne, ist

irrig und nach der Rechtslage bedeutungslos.
Der Rekurs ist demnach zulässig, weil es sich um
die erste Feststellung einer Dauerrente handelt.

RVo. Sdilaganfall als Betriebsunfall vom

Reicfasversidierungsamt anerkannt* Dem Metall¬

dreher B. in HL wurde am 17. Oktober 1913 vom

Reichsversicherungsamt zu Berlin die Unfallrente

zugesprochen und somit ein im Betrieb erlittener

Schlaganfall als Betriebsunfall anerkannt. Nicht

weniger als drei Professoren, ein Sanitätsrat und

ein Nervenarzt waren hierüber gehört worden,
wozu über 3 Jahre und 10 Monate Zeit erforder¬
lich gewesen sind. Die Landesversicherungs¬
anstalt in Braunschweig hatte infolge Nicht¬

anerkennung der Unfallfolgen durch den Sanitäts¬
rat Dr. S. in Schöningen bereits die Invaliden¬
rente gewährt. Trotzdem dem Verletzten im
Betriebe bei der Arbeit Eintreiben von Rot¬

gußbuchsen in Stahlgußrollen — ein Stück Hart¬
holz infolge Abspringens an den Kopf geflogen
und hiernach der Schlaganfall eingetreten war,
lehnte die Nordwestliche Eisen- und Stahl-Be¬

rufsgenossenschaft in Br. (Sektion VI) die

Gewährung der Rente ab. Vor dem eingetretenen
Schlaganfall zeigte sich bei dem Verletzten ein

sogenanntes Kribbeln im Arm und Kopf, Bewußt¬
losigkeit, Sprachverlust und rechtsseitige Lähmung,
sodaß die Mitarbeiter helfend zusprangen. Gegen
das für den Verletzten ausgegangene Berufungs¬
verfahren führte die genannte Berufsgenossen¬
schaft das Rekursverfahren beim Reichs-

versiüierungsamt zu Berlin. Vorgenanntes Amt
horte hierauf noch weitere Zeugen und Professoren,
die ebenfalls für den Verletzten günstig urteilten,
sodaß die Berufsgenossenschaft mit folgender
Begründung verurteilt wurde:

„Mit seiner Behauptung, daß bei der Betriebs¬
arbeit am 20. Dezember 1909 und zwar beim
Eintreiben von Rotgußbuchsen in Stahlgußrollen
ein Stück des hierzu benutzten und abspringenden
Hanholzklotzes ihm kurz vor dem Eintritt des
Schlaganfalls gegen den Kopf geflogen sei und
ihn verletzt habe, ist der Kläger erst im Laufe
des Rekursverfahrens hervorgetreten. Obwohl
Mitarbeiter damals in seiner Nähe beschäftigt
waren und hiervon nichts wahrgenommen haben,
so muß dieser Betriebsunfall dennoch als er¬
wiesen angesehen werden, da der Zeuge F. unter
dem Eide die Behauptung des Klägers bestätigt
hat und kein Gr.und vorliegt, an der Richtigkeit
seiner Aussage zu zweifeln. Der Geh. S. Dr. Th.
setzt nun in seinem Gutachten vom 1. August 1913
mit wissenschaftlichen Gründen auseinander, daß
der Anprall des mit einer gewissen Kraft
fliegenden Hartholzklotzes gegen den Kopf des
Klägers, seihst wenn der Schlag nicht besonders
heftig war und eine offene Wunde nicht erzeugt
hat, doch geeignet war, eine heftige Erschütterung
des Kopfes uud weiter des Gehirns hervor¬
zurufen. Die Erschütterung des Gehirns hat
dann nach der Ansicht des Obergutachters eine
Erweiterung der Blutgefäße des Gehirns und
ein Bersten eines der Blutgefässe und damit
den Hintritt des Schlaganfaüs zur Folge gehabt.
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Begünstigt wurde das Bersten des Blutgefäßes
dadurch, daß die Schlagaderwände durch den

ungewönlich hohen Blutdruck, an dem der Kläger
schon längere Zeit vorher litt, spröde geworden
waren und einer plötzlichen Erschütterung nicht

mehr den nötigen Widerstand entgegensetzen
konnten. Unerheblich ist hierbei, daß bei dem

Kläger schon seit längerer Zeit infolge krank¬

hafter Blutdrucksteigerung eine gewisse Sprödig-
keit der Schlagaderwandungen des Gehirns be¬

standen hat. Denn da jeder Anhalt dafür fehlt,
daß auch ohne jene durch den Anprall des Holz¬

klotzes hervorgerufene Kopf- und Gehirn¬

erschütterung ein Bersten eines Hirnblutgefäßes
am 20. Dezember 1909 eingetreten wäre, so muß

in dem Schlag des Holzklotzes gegen den Kopf
des Klägers eine wesentlich mitwirkende Ursache

für das Bersten des Hirnblutgefäßes und den

Eintritt des Schlaganfalls gefunden werden.

Damit ist der ursächliche Zusammenhang zwischen

dem als Betriebsunfall sich darstellenden Anprall
des Hartholzklotzes gegen den Kopf des Klägers
und den Folgen des dadurch hervorgerufenen
Schlaganfalls gegeben, und es kann unerörtert

bleiben, ob das von dem Kläger an eben jenem
Tage in gebückter Stellung vorgenommene Ein¬

treiben von Rotgußbuchsen in Stahlgußrollen mit

einer übermäßigen Kraftanstrengung verbunden

gewesen ist und den Eintritt des Schlaganfalls
wesentlich nachteilig beeinflußt hat"

Vorstehende Unfall Streitsache muß als eine

sehr wichtige und prinzipiell bedeutungsvolle
angesehen werden.

Hsh. Liegt ein Betriebsunfall vor bei einem

Verletzten, der in der Dienstwohnung auf dem

Wege nach dem von Ihm geleiteten Elektrizitäts¬

werk tödlich verunglückt?
Der Betriebsleiter eines städtischen Elektrizi¬

tätswerkes bewohnte ein Beamtenwohnhaus, das

ihm die Stadt bei der Einstellung als Dienst¬

wohnung eingeräumt hat.

Dieser Betriebsleiter ist am 10. März 1913

dadurch verunglückt, daß er früh *j& Uhr auf dem

Wege von seiner Dienstwohnung nach dem Werke
— um die elektrische Straßenbeleuchtung aus¬

zuschalten — die Treppe hinabstürzte und sich

dabei eine schwere Schädelverletzung zugezogen

hat, an deren Folgen er am folgenden Tage ge¬
storben ist.

Durch Endbescheid vom 1. November 1913 hat

die Berufsgenossenschaft der Feinmechanik und

Elektrotechnik nach Durchführung des Einspruch¬
verfahrens den Anspruch auf Gewährung von

Hinterbliebenenrente abgelehnt. Zur Begründung
wird ausgeführt, daß der Verstorbene auf dem Wege

nach der Betriebsstätte auf der Treppe des von

ihm bewohnten Hauses zu Falle gekommen sei.

Das Reichsversicherungsamt habe vielfach ent¬

schieden, daß Wege von der Wohnung nach der

Betriebsstätte oder umgekehrt nicht dem Betriebe

zuzurechnen und Unfälle, die sich auf solchen

Wegen ereignen, deshalb nicht entschädigungs¬
pflichtig seien.

Hiergegen wurde Berufung eingelegt und

unter Ueberreichung einer Bescheinung der Polizei¬

verwaltung der Stadt N. der Anspruch auf Ge¬

währung der gesetzlichen Hinterbliebenenrente

wiederholt und ausgeführt: Der Verstorbene sei

an dem Unfalltage bereits im Betriebe tätig ge¬
wesen. Er habe früh */a5 Uhr die elektrische

Straßenbeleuchtung eingeschaltet und auf dem

Wege, die Beleuchtung wieder auszuschalten, sei

ihm der Unfall passiert. Weiter falle sehr ins

Gewicht, daß das Beamtenwohnhaus tatsächlich

im engsten Zusammenhange mit dem Betriebe

stehe. Eine Abgrenzung zwischen Betriebs¬

gebäuden und Wohnhaus bestehe nicht, das letztere

sei nur 5 m vom Betriebsgebäude entfernt. Ferner

diene das Wohnhaus nicht ausschließlich Wohn¬

zwecken, sondern im Erdgeschoß befinde sich auch

die städtische Badeanstalt. Im ersten Stock hätte

der Verstorbene gewohnt; er sei der alleinige
Bewohner des Hauses gewesen.

Das Oberversicherungsamt Leipzig, 3. Spruch¬
kammer, verurteilte die Berufsgenossenschaft zur

Zahlung der Hinterbliebenenrente und des Sterbe¬

geldes mit folgender Begründung: Die Spruch¬
kammer ist der Auffassung, daß ein Versicherter,
der eine Wohnung innerhalb der Betriebsstätte

innehat, zwar nicht schon deswegen jederzeit
innerhalb der Wohnung bezw. des Wohnhauses

als im Betriebe befindlich anzusehen und deshalb

gegen jeden ihm innerhalb dieser Räume zu¬

stoßenden Unfall auf Grund der Reichsversiche¬

rungsordnung versichert ist. Der Verstorbene

war aber, als er verunglückte, nicht auf dem Wege
zu seiner Arbeitsstätte, sondern im Begriffe, einen

ihm von der Stadtverwaltung ein für alle Mal ge¬

gebenen Auftrag, nämlich den, zu einer bestimmten

Zeit die elektrische Beleuchtung auszuschalten,
auszuführen. Der Fall ist daher dem, daß ein

Arbeiter auf seinem Wege von oder zur Arbeit,
wobei er gleichzeitig sich eines ihm von seinem

Arbeitgeber gegebenen Auftrages zu erledigen
im Begriffe ist, verunglückt, gleichzuachten. Als

Träger dieses Auftrages ist er auch auf dem

Arbeitswege im Betriebe tätig und daher gegen
Unfälle versichert. Aus diesem Grunde war auch

der Verstorbene auf dem Wege zur Ausschaltung
der Beleuchtung. Der Berufung ist daher statt¬

zugeben.

Soziale Chronik.

Die Zahl der in den Irrenanstalten Preußens

befindlichen Geisteskranken ist nach dem

preußischen „Ministerialblatt für Medizinal¬

angelegenheiten44 (1913 Nr. 49) im Zeitraum 1901

bis 1911 in beharrlichem Wachstum von 73955

auf 132 982 gestiegen. Die Frage ist umstritten,
ob diese Zahlen eine wirkliche Vermehrung be¬

deuten, oder ob die Steigerung nur eine schein¬

bare ist. Die genannte amtliche Veröffentlichung
erwähnt die verschiedenen Umstände, die für

letztere Auffassung geltend gemacht werden, fährt

dann aber fort: „Wenn auch diese Gründe im

allgemeinen nicht in Abrede zu stellen sind, so

steht es doch außer Frage, daß die moderne

Kultur mit ihrem Hasten und Treiben, die größere
geistige Anstrengung, die stärkeren Aufregungen
und Gemütsbewegungen, der Mißbrauch von

alkoholischen Getränken und narkotischen Mitteln

usw. mehr Geisteskrankheiten zur Folge haben,
als dies früher der Fall war.44 Werden die

Nervenkranken, Morphiumsüchtigen, Alkoholisten

usw. mitberücksichtigt, so belief sich die Zahl

der Verpflegten während des Jahres 1911 auf

147143 (81342 männl., 65 801 weibl.) Fälle. Was

speziell die letztgenannte wichtige, unvermeid¬

bare Ursache geistiger Erkrankungen betrifft, so

so wurden im Jahre 1911 in den Irrenanstalten

Preußens wegen „Alkobolismusi4 aufgenommen
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4747 Personen, 4413 männliche, 334 weibliche.

Davon waren erblich belastet 822. Daneben sind

auch bei den übrigen Formen von Geisteskrank¬

heiten große Prozentsätze als Trinker angegeben,

to bei Epilepsie (4781 Zugänge) rund 29, bei

„einfacher Seelenstörung" rund 21>. Dr. F.

- r. Fortschritte der Tuberkulosebekämpfung.

Wenn auch die Tuberkulose diejenige Seuche ist,

die nach wie vor die meisten Opfer fordert, so

erweckt ihre unaufhörlich zunehmende Ein¬

dämmung doch das Gefühl der Befriedigung und

der Zuversicht, daß bgi weiterer umfassender

Arbeit, bei Vervollkommnung und Ausbreitung

unserer Bekämpfungsmaßnahmen diese Seuche

einmal aufhören muß, der Schrecken der Mensch¬

heit zu sein. Was den Gang der Tuberkulose¬

sterblichkeit in Preußen anlangt, so starben in

den letzten drei Jahren: 1910 15, 29 auf

10000 Lebende, 1911 15,12, 1912 14,49. Dem

Bericht des deutschen Zentralkomitees zur Be¬

kämpfung der Tuberkulose ist zu entnehmen,

daß die Behandlung mit Tuberkulin immer weitere

Ausdehnung gewinnt. Die der Fürsorge für

Lungenkranke dienenden Anstalten haben eine

Vermehrung erfahren. Erfreulicherweise machen

sich überall Bestrebungen geltend, eigentliche
Tuberkulosekrankenhäuser zu errichten, welch

letztere den noch immer bestehenden großen
Schwierigkeiten, Kranke im vorgeschrittenen
Stadium zu isolieren, Abhilfe schaffen sollen. Um

die schulentlassene Jugend, die einer ganz be¬

sonderen Fürsorge bedarf, hat man sich bisher

noch wenig gekümmert. Gerade für die jüngeren
Arbeiter und Arbeiterinnen von 14—20 Jahren,
denen die Wohltat der Versicherung bis jetzt
noch nicht zugute kommt, macht sich diese Lücke

sehr bemerkbar, zumal nicht selten Schwächliche

und Tuberkulöseverdächtige die schädlichsten

Berufe wählen.

Gewerbliche Vergiftungen in England im

Jahre 1812. Nach einem Bericht des Home office

zeigte sich im Jahre 1912 eine Abnahme der Fälle

gewerblicher Vergiftungen in England, dagegen
eine Zunahme in der Zahl der tödlichen Unfälle,
die durch solche Vergiftungen bedingt waren. Die

Zahl jener fiel von 755 in 1911 auf G56 in 1912;
die Zahl der tödlichen Fälle stieg auf 50 von 49

in 1911. Auf Bleivergiftung entfallen 1911 669

Krankheitsfälle, 1912 587; tödlich verliefen 1911 37,
1912 44. In diesem Jahre waren bedingt 80 Fälle

(14) durch Porzellan- und Töpferarbeit; 84 (4- 7)
durch Kutschen- und Wagenlackieren; Metall¬

schmelzen 56 ( j 7), Lötarbeit 35 mit 5 Todesfällen.

Ferner wurden 256 Fälle von Bleivergiftung mit

47 Todesfällen gemeldet unter Anstreichern und

Bleigießern, die dem Factury and Workshop act

nicht unterstanden. Phosphorvergiftung kam nicht

vor. Tödliche Unfälle in 1912 waren 1260, 78 mehr

als im Vorjahre. Sie betrafen von Frauen und

Jugendlichen 17 Frauen, 105 jüngere Leute, 1 Kind.

-r. Die Preßluftkrankheit. Dr. Bornstein be¬
obachtete bei dem Bau des Eibtunnels in Ham¬

burg mehr als 800 Fälle von Preßluftkrankheit.
Vielfach traten heftige Kopf- und Ohrenschmerzen

auf, die den zeitlichen Ausschluß der Befallenen
von der Arbeit bedingten. Die Krankheits¬

erscheinungen, die bei dem oder nach dem Ver¬
lassen der Preßlufträume auftreten, sind meist
schwerer. Der mit den Gasen der Preßluft ent¬

sprechend dem Druck gesättigte Körper erkrankt
beim schnellen Übergang zum gewöhnlichen
Atmosphärdendruck dadurch, daß die Gase in

Blasenform frei werden und daß diese Gasblasen

mehr oder weniger lebenswichtige Organe ver¬

stopfen. Die leichtesten Erkrankungen sind

Gliederschmerzen, ferner Schwindel, Kopfschmerz,
Übelkeit, ferner Hirn- und Lungenschlag. Die

leichteren nervösen Folgen bieten oft das Bild

schwerster Trunkenheit mit starken Erregungs¬
zuständen. Für die Verhütung der Krankheit

hat sich die Auswahl der Arbeiter sehr bewährt.

Nervöse Trinker und Fettleibige sind ungeeignet.
Es ist nicht nötig, einmal Erkrankte von weiterer

Arbeit auszuschließen, auch tritt eine gewisse
Gewöhnung an die Preßluft ein. Jeder Wieder¬

einstellung eines Erkrankten muß eine genaue
ärztliche Untersuchung vorausgehen. Nach dem

holländischen Preßluftgesetz geschieht die erste

Einschleusung unter Aufsicht der Sanitätsgehilfen
in der Sanitätsschleuse. Die Haldane'sche ruck¬

weise Ausschleusung hat sich sehr bewährt. Es

wurde zuerst die Hälfte des Überdruckes abge¬
lassen und dann gleichmäßig und sehr langsam
entschleußt. Ferner werden die Arbeiter nach

dem Verlassen der Schleuse zur Muskeltätigkeit
von kürzerer Dauer veranlaßt.

Beantwortung von Anfragen.
(Für briefliche Auskünfte sind stets 25 Pf. für

entstehende Auslagen einzusenden.)

5. Nach M. 100.

Anfrage. Ist eine Doppelversicherung,
bedingt durch einerseits „freiwillige44, ander¬

seits „Zwangs"-Mitgliedschaft, bei zwei Zwangs¬
krankenkassen, wenn die freiwillige Mitgliedschaft
aus dem Jahre 1882 herrührt, unter den Be¬

stimmungen der RVO. möglich oder nicht, be¬

ziehungsweise sind diese alten Rechte berück¬

sichtigt ?

Der Arbeiter A. ist seit vielen Jahren frei¬

williges Mitglied unserer Kasse und auch Vor¬

standsmitglied.
Auf Grund des Arbeitsverhältnisses des A. ist

derselbe Pflichtmitglied der Ortskrankenkasse

für das Buchdruckgewerbe Berlin.

Nach § 312 RVO. halte ich eine Doppel¬
versicherung bei zwei Zwangskassen für unmöglich,
dagegen aber hege ich Zweifel, ob auf Grund

Art. 29 EG. dem A. die Wahl zwischen diesen

zwei Kassen freisteht, sodaß also die Pflicht¬

mitgliedschaft bei der Buchdruckerkasse, infolge
der freiwilligen Mitgliedschaft an unserer Kasse,
ruhen würde, oder aber kann Art. 29 nur auf

Fälle, die landkrankenkassenpflichtig sind, An¬

wendung finden, so wäre A. nach meiner Meinung
auf Grund § 317 und 165 RVO. ohne weiteres

Pflichtmitglied der Buchdruckerkasse.

Antwort. Sie haben Recht, wenn Sie die

Zulässigkeit einer Doppelversicherung verneinen.
In der Begründung (S. 197) heißt es ausdrücklich:

„Niemand kann gleichzeitig Mitglied zweier

Krankenkassen der Reichs Versicherung sein.u

Hahn (S. 419) führt dazu ausdrücklich aus: „Das
gilt für Versicherungspflichtige wie Versicherungs¬
berechtigte44 und ferner: „daß ein freiwilliger
Beitritt oder eine freiwillige Weiterversicherung
(bei einer anderen Kasse) ausgeschlossen ist, so¬

lange eine Mitgliedschaft bei einer anderen Kasse
besteht44. Gemäß § 165 RVO. ist die Pflicht¬

mitgliedschaft auf Grund des Arbeitsverhältnisses
ohne weiteres gegeben. Art. 29 EG. findet im

vorliegenden Fall keine Anwendung, wie der
klare Wortlaut ergibt.

Verantwortlich für R«Uktion: H. Zaddach. Berlin. Verls«: C. öiebels Berlin. Druck: A. Sclüicke * Cie., BerUn N24.



Produktiv- nnd Verkaofs-
öenossenschaft

Berliner Bandagisten
E. G# m. b. H»

SO. 18, KöpenIckerstr. 98 b.

Gegr. am 1. Juli 1907 von

organisierten Bandagisten • Gehilfen.

Telephon: Amt Meritsplat* SIS» •;

Lieferant der Krankenkassen Berlins und

der Vororte und der Konsum -Genossen¬

schaft Berlins und Umgegend E. 6.m. b. H.
^

Alle Arbeiten werden in eigener t

Werkstatt ausgeführt. [¦•"

Hur Heue Schönhauser Str. 3

empfiehlt ihre allgemein bevorzugten

ff. Bohnenkaffees
von M. 1,30 an sowie

: Kakao und Tee :

nur beste Qualitäten

Bauers Spezialmischung
mit Kaffee-Ersatjstoffen, ä Pfund 80 Pfg.,

M.1,— und M. 1,10 sind unerreicht!

urch die Verbandsbuchhanilluns Carl Giebel
Berlin 0 27, Dircksenstraße 4, zu beziehen:

Hohn,
Preis gebunden 18 Mark.

Optisches Institut

A. LfickemGcker
Berlin M.ScbOnbooser Allee 136

Lieferant für Krankenkassen. [**'

Optisches Institut

A. ZIEM
Berlin N (

Schönhauser Allee 10-11
tan Hanse Brauerei Königitadt

Lieferant slmtl. Krankenkassen.

Brud)=Pollmann
empfiehlt fem Cager In

Brudjbanbagen, Ceibbinben, 6e-

rab«rjaltcrn,Sprit?en,Suspcnfoi1en
foorte famtl. Brtilcel zur Kranlcenpflege.

o eigene IPerhftatt. ca

Berlin TT. 54, Cott)rfngcrfrr.60
nile Bruttabanber mit elaftffdjen Platten,

angenehm unb meid) am Körper.

Masseur und HellgoMlfs

Karl Lindemann a. Frau
Neukölln, IMOnchenurStr.1

Ecke Berliner Strafte. [m

Fflr sämtliche Krankenkassen.

offeriert den Mitgliedern des

V. d. B. D. mit 10 Pros. Rabatt

frei Ins Haus

Heinrich Burkharde,
Wittenauer Mühle

Wittenan, Oranienbnrgerstr. 178«

Möbelumtausch
6ebe neue fOr gebrauchte.

Möbel-, Spiegel- und

Polsterwaren - Lager.
Bei Barzahlung gewähre 6 Proe. Rabatt.

H. Seifert, Tischlermeister

Berlin SO.. Köpenicker Strafte 22.

5

Bearbeitet von Geh. Oberregierungsrat Dr. Hoffmann - Berlin,

Vortrag. Rat im preußischen Handelsministerium, und Mitgliedern
des Reichsversicherungsamt und der Reichsversicherungsanstalt

Bände. Preis des gesamten Werkes 91 Mark

Bestellungen erbeten an die

M-HUdu tail fiiebeL Bin 0 27. Mistt l

212747

??1$10+B

041



StrauBfodorn
FlmrfB»en: Reinigen,

Knöpfen. Kirben, Aufarbei¬

ten derselben aowle nfsf

iu Fabrikpreisen!
Geschw. Schmidt. Berlin SO

Köpenicker Straße 6. P"

»eilitfli^eri5°/olik»tt

R. Arnoldi
Optiker

Berlin NOn Neue Königstr. 42
«am Alexanderolatz).

—\ ===== Filiale =====

Arißensee. Berliner Allee 241.

Lieferant sämtlicher Krankenkassen
Berlins und Vororte.

Bünjer Bandag., künstl. Glieder

I Berlin, Badstraße 57.

r. PLATznann. optiker
Lieferant slmtl. Krankenkassen ["

Köpenfckerstr. 78, eint. Brecaenetr.

Fritz Rau Sohn
Zahnkünstler

Wrangelstraße 88 ¦

Telephon: Amt Moritzplatz 10308.

Diese geschweifte Badewanne
Im Vollbad ?enrinkt, starke, dauerhafte Aus-

ffihrnnjr fflr Perwraenltnge
em 100 170 180

ohne Gasheiaung »,— »,— »,— Mk

mit Gasheizung 90,— ML— 38,— Mk

auch mit Spirttusheisun*, kaufen 8ie i

vorteilhaftesten direkt ab Fabriklager.

3 Monat« Ziel. Mitgliedern 8% Rabatt

Hellmuth Danssmann, Berlin S 42, Ritterstr. 88 IL
Versand erfolgt yeipackungifrei und franko jeder deutschen Bahnstation.

Der eehte Kapitän-Kautabak
ist nicht nur durch seinen feinen Geschmack allein so schnell

beliebt geworden, sondern auch vom gesundheitlichen Stand¬

punkt aus, denn jedes einzelne Stück desselben (10 Pfg.-
Rollen oder Bündel) wird sauber verpackt zum Verkauf ge¬
bracht Wieviel gerade hier gesündigt wird, bedarf wohl

keiner Erörterung. — Verkaufsstellen überall, eventl. von dem

Gen.-Vertr. C. Röcker, Berlin, 6rQner Weg 119. Königst. 3861.

ezept-Revision
sowohl auf Richtigkeit der Taxe als auch auf

Zweckmäßigkeit der Verordnungsweise übernimmt

auf Grand langjähriger Erfahrungen

P»

Apotheker A. Koffka,L^Ä^nmmÄnr
der Krankenkassen Berlins n. der Vororte. Rezept-Revisor für die Lancles-

versicherungsanstalt Berlin and zahlreiche Orta-, Betriebs- and Innung¬
krankenkassen Berlins and im Reiche.

Adresse:

1. Okiober bis 15. Mai Berlin-Wilmersdorf, Kaiserallee 48 a

15. Mai bis 30. September Kiefersfelden (Bayern].

^preenixeu inh.: H.Bogenhorti
SO, Förster Strafte 5-6

Fernsprecher: Amt Moritzplata 1115. =====

Wische jeder Art a Sauerstoff-Bleiche o Billige Preise
Den verehrten Mitgliedern gewahre hei Beträgen von 20 Mark an 39/o Rabatt.

DompfoBscherel

Bienenhonig
Garantiert reine Bltitenwarf, ca

10 Pfd. in feiner Blechdose, für 9 M.,
7t Dose fflr 5 31. franko Nachnahme.

Thüringisches Honigversandhaus
EL B. Llps, Fried riehroda 1. Thür.

in bester Verarbeitung unterVerwen¬

dung feinster Materialien und ange¬
messener Preisberechnung liefert die

G.m.b.H.

Dortmund

Spezialfabrik für KrankenkasseoeiiirithtuDgeB
Langjährige Lieferantin großer Kassen I

"•] Feinste Referenzen.
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